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5Generationenpolitik:
Grundsätze und Positionsbezüge –
Management Summary
Grundsätze
Generationenpolitik rückt das Humanvermögen ins Zentrum
Das Humanvermögen einer Gesellschaft wird massgeblich 
in den Beziehungen zwischen den Generationen in Fami-
lie und Gesellschaft gebildet. Diese sind der Nährboden der 
Fähigkeiten jedes Einzelnen, sein Dasein kompetent, eigen-
ständig und zugleich in Verantwortung für die Mitmenschen 
und die Gemeinschaft zu gestalten. Diese Einsicht ist selbst-
verständlich. Sie geht im politischen Alltag oft unter. Darum 
ist Generationenpolitik notwendig. Sie rückt die Tragweite 
aller Generationenbeziehungen in allen Lebensfeldern für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt ins richtige Licht. Die Gene-
rationenpolitik setzt sich daher konsequent für eine umfassende 
Förderung des Humanvermögens und eine generationenüber-
greifende Nutzung der damit verbundenen Potenziale ein.
Generationenpolitik zielt auf eine Gesellschaft aller Lebensalter
Generationenpolitik setzt sich für eine Gesellschaft ein, die 
Kindern und ihren Familien Zeit und Raum lässt und nieman-
den wegen seines Alters oder Geschlechtes von Erwerbsarbeit 
und Bildung ausschliesst. Generationenpolitik setzt sich für 
eine aktive Beteiligung und Teilhabe aller Generationen in den 
verschiedenen Lebensbereichen ein. Das je länger, je weniger 
haltbare Nacheinander von Ausbildung, Erwerbs- und Famili-
enarbeit sowie privat verfügbarer Zeit soll durch ein Nebenein-
ander abgelöst werden.
Generationenpolitik orientiert sich konsequent
an der Teilhabegerechtigkeit
Generationenpolitik setzt sich für Rahmenbedingungen ein, die 
es dem Einzelnen ermöglichen, seine Fähigkeiten sowohl in 
der Familien- als auch in der Erwerbsarbeit einzubringen und 
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6 Management Summary
zu verwirklichen. Sie respektiert die sich aus der Wahlfreiheit 
ergebende Verschiedenheit der Lebensformen. Reale Chancen- 
und Teilhabegerechtigkeit vorausgesetzt, befürwortet Gene-
rationenpolitik eine an den Leistungen orientierte Verteilung 
des Wohlstandes. Mit der Teilhabe- und Leistungsgerechtigkeit 
nicht vereinbar ist die in Wirtschaft und Gesellschaft immer 
noch weit verbreitete Ungleichbehandlung aufgrund des 
Geschlechtes, des Alters und der Herkunft.
Generationenpolitik stärkt die Zivilgesellschaft
und den politischen Konsens
Weil Generationenpolitik sich auf Aufgaben bezieht, die 
sich allen Menschen in allen Lebensphasen stellen, ist sie 
geeignet, sowohl programmatisch als auch praktisch par-
teienübergreifende Perspektiven und Ziele zu formulieren. 
Indem sie das Recht auf engagierte gesellschaftliche Teilhabe 
eines jeden Einzelnen als grundlegend für alle Vorstellungen 
von Gerechtigkeit postuliert, schlägt sie Brücken zwischen 
Sozialpolitik, Kulturpolitik und Gesellschaftspolitik. Weil 
Generationenpolitik die Aufwertung und die Tragweite der 
Generationenbeziehungen in allen Lebensbereichen betont, 
sind generationenpolitische Initiativen, Programme und Mass-
nahmen Tätigkeitsfelder für alle politischen Akteure, also für 
freie Initiativen, für die Wirtschaft, für die Sozialwerke und 
für die staatlichen Organe.
Positionsbezüge
Generationenpolitik ist umfassende Bildungspolitik
Weil Generationenpolitik im Humanvermögen die zentrale 
Ressource für Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft überhaupt 
sieht, fordert sie umfassende Investitionen in die Bildung und 
versteht diese als lebenslangen Prozess. Bildung ist Vorausset-
zung für die aktive Teilhabe und trägt massgeblich zur realen 
Chancengleichheit bei. Da Bildung zukünftiges, steuerbares 
Einkommen generiert, ist es angezeigt, Bildungsausgaben nicht 
zu besteuern. Im Auge zu behalten ist, dass sich Bildungsin-
vestitionen in die frühe Kindheit sowie in die am schlechtesten 
qualifizierten Gruppen besonders auszahlen.
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Generationenpolitik setzt die Vereinbarkeit von Familien-
und Erwerbsarbeit voraus
Die Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit ist eine 
wesentliche Voraussetzung für eine aktive Beteiligung und 
Teilhabe aller Generationen am gesellschaftlichen Leben. Not-
wendig ist daher der konsequente Ausbau von Infrastrukturen, 
welche die Vereinbarkeit ermöglichen: Darunter fallen die als 
Teil des Bildungssystems kostenlos anzubietende familien-
ergänzende, frühkindliche Bildung, koordinierte Blockzeiten 
sowie Tagesschulen und Tagesstrukturen. Hohe Bedeutung 
kommt der zeitlichen Organisation der Erwerbsarbeit zu. Lang-
fristig müssen die Fiskalpolitik und das soziale Sicherungssys-
tem auf das sogenannte «Dual-Earner-Dual-Carer-Modell» 
ausgerichtet werden.
Generationenpolitik zielt auf eine hohe Erwerbsbeteiligung 
von Männern und Frauen aller Lebensalter
Die Beteiligung von Männern und Frauen am Erwerbsleben 
entspricht einem ausgewiesenen Wunsch, ist eine Notwendig-
keit und stärkt die sozialen Sicherungssysteme. Notwendig ist 
eine konsequent leistungsorientierte, vom Geschlecht und Alter 
unabhängige Salär- und Anstellungspolitik. Von der Altersvor-
sorge ausgehende Anreize zur Frühpensionierung und Benach-
teiligungen von älteren Arbeitnehmenden sowie Altersgrenzen 
sind zu beseitigen. Altersarbeit soll durch versicherungstech-
nisch korrekte, altersmässig unbegrenzte Rentenaufschübe 
gefördert werden. Massgeblich zur Pflege des Arbeitsvermö-
gens und damit zum Verbleib im Arbeitsleben tragen flexible 
Arbeitspensen und -zeiten, geregelte Auszeiten, der Erwerb 
neuer Qualifikationen und den sich wandelnden Fähigkeiten 
angepasste Tätigkeiten bei.
Generationenpolitik fordert eine Aufwertung der Sorgearbeit
In dem Masse, wie sich Männer und Frauen an der Erwerbs-
arbeit beteiligen, darf die Sorgearbeit nicht mehr als selbst-
verständlich vorausgesetzt werden. Wegen reduzierter 
Erwerbspensen haben jene, die Sorgearbeit leisten, oftmals 
keinen Zugang zu den sozialen Sicherungssystemen. Durch 
tiefere Einkommensschwellen bei den Pensionskassen, einen 
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8vollständigen Vorsorgeausgleich bei verheirateten wie unver-
heirateten Paaren im Falle der Trennung und eine mit den 
Betreuungspflichten kompatible Regelung der Zumutbarkeit 
sowie der Vermittelbarkeit bei der Arbeitslosenversicherung 
liessen sich rasch Verbesserungen erzielen. Zu prüfen ist die 
Ausdehnung von Betreuungsgutschriften auf unverheiratete 
LebenspartnerInnen und weitere nahestehende Personen. Auch 
über eine Abgeltung von Betreuungsleistungen nicht nur unter 
den gesetzlichen Erben, sondern auch jenen, die sie erbracht 
haben, ist nachzudenken.
Generationenpolitik stärkt die Eigeninitiative
und die Selbständigkeit
Eigeninitiative und Selbständigkeit kann sowohl in der Sor-
gearbeit als auch in der Erwerbsarbeit durch entsprechende 
Angebote gestützt und gefördert werden. Entlastungsdienste 
für pflegende Angehörige, hauswirtschaftliche und pflege-
rische Unterstützungsangebote für Pflegebedürftige stärken 
deren Selbständigkeit und Eigeninitiative. Die Arbeitsmarktin-
tegration kann durch Teillohnsysteme, Aktivierungs-, Qualifi-
zierungs- und Beratungsmassnahmen sowie ein konsequentes 
Fallmanagement gefördert werden.
Generationenpolitik ist der Leistungsgerechtigkeit verpflichtet
Erwerbsanstrengungen sollen sich in jeder Situation stets 
lohnen. Dies erfordert Anpassungen in der Fiskal- und Trans-
ferpolitik sowie bei den sozialen Sicherungssystemen. Zu mehr 
Leistungsgerechtigkeit für Familien führen die Individualbe-
steuerung und der Ersatz von einkommensabhängigen Tarifen 
und Zuwendungen durch Steuerabzüge für Betreuungs- und 
Ausbildungskosten. Mit dem Verzicht auf die Besteuerung des 
Existenzminimums, stufenlosen Bedarfsleistungssystemen, 
einer moderaten Besteuerung des selbstverdienten Frankens und 
Leistungsreduktionen bei fehlender Kooperation lassen sich die 
Leistungen von Sozialhilfebezügern besser honorieren.
Management Summary
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9Einleitung
Nach mehrjährigen Arbeiten hat die Schweizerische Akade-
mie der Geistes- und Sozialwissenschaften (SAGW) im ver-
gangenen Jahr mit einer Sammelpublikation die Idee einer 
Generationenpolitik in die Diskussion eingebracht. Diese Idee 
haben wir an der gut besuchten Tagung «Auf dem Weg zu 
einer Generationenpolitik» vom 10. November 2010 zur Dis-
kussion gestellt. Namhafte ExpertInnen sowie VertreterInnen 
der Arbeitswelt, der Zivilgesellschaft und der Politik nahmen 
zu unseren Überlegungen Stellung. Die hohe Bedeutung der 
Generationenperspektive war im Kreise der ExpertInnen 
unbestritten. Deutlich wurde auch, dass in den Gemeinden, 
teilweise auch in den Kantonen, Grundsätze der Generatio-
nenpolitik beachtet und von ihr vorgeschlagene Massnahmen 
bereits umgesetzt werden. Namentlich die Arbeitgebervertreter 
äusserten indes die Befürchtung, dass unter dem Titel Gene-
rationenpolitik neuen Begehrlichkeiten sowie staatlichen Ein-
griffen in allen Lebensbereichen Tür und Tor geöffnet würden. 
Diese Einschätzung fand denn auch in der Berichterstat-
tung durch die Presse Nachhall. Moniert wurde auch, dass 
die Generationenpolitik eine akademische Denkfigur auf 
der Metaebene sei, deren realpolitische Umsetzung unklar 
bleibe. Ebenso war die Rede von einer Gesamtkonzeption, 
deren zentrale Forderungen nicht hinreichend klar ausge-
wiesen werden.
Diese Kritik war der Akademie Anlass, die vorliegenden 
Positionsbestimmungen zu erarbeiten und zu veröffentlichen. 
Zuhanden der politischen Entscheidungsträger auf kommuna-
ler, kantonaler und bundesstaatlicher Ebene, der Organisatio-
nen der Arbeitswelt sowie der gemeinnützigen Organisationen, 
Vereine und Kirchen konkretisieren und bezeichnen wir in 
dieser knapp gehaltenen Schrift die Grundsätze und massge-
benden Prinzipien der Generationenpolitik und leiten daraus 
konkrete Massnahmen und Forderungen für verschiedene 
Politikbereiche ab. Unterstrichen sei, dass uns die kritischen 
Einwände hilfreich waren. Sie haben uns ermutigt, die sich aus 
unseren Überlegungen ergebenden realpolitischen Massnah-
men zu präzisieren sowie die für deren Umsetzung verantwort-
lichen Träger zu bezeichnen.
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10 Einleitung
Angesichts veränderter und sich ständig wandelnder Lebens-
verhältnisse in der Schweiz zeigen wir im Kapitel 1 die Not-
wendigkeit einer Generationenpolitik auf. Im Kapitel 2 werden 
die drei zentralen Ziele der Generationenpolitik bezeichnet. Im 
Kapitel 3 fassen wir die Grundsätze der Generationenpolitik, 
die wir andernorts ausführlich dargelegt haben, noch einmal 
kurz zusammen. Der Mehrwert dieses Ansatzes wird im Kapi-
tel 4 ausgewiesen. Im Kapitel 5 werden die für die Umsetzung 
der Generationenpolitik verantwortlichen Akteure und Träger 
identifiziert, und es wird deutlich gemacht, dass Generationen-
politik privates, zivilgesellschaftliches und staatliches Engage-
ment erfordert. Im Kapitel 6 bezeichnen wir schliesslich die 
konkreten Massnahmen sowie die für die Umsetzung Verant-
wortlichen in den sechs für die Generationenpolitik zentralen 
Politikbereichen: der Familienpolitik, der Bildungspolitik, der 
Organisation des Erwerbslebens, der Fiskal- und Transfer-
politik, der Sozialpolitik und dem Familien- und Erbrecht. Die 
Reihenfolge spiegelt die sich aus der Logik der Generatio-
nenpolitik sowie ihren Grundsätzen ergebende Rangordnung. 
Generationenpolitik ist ein offenes Projekt. Im Ausblick legen 
wir mit konkreten Beispielen dar, in welchen Bereichen sie 
weiterentwickelt werden kann und soll. Abschliessend formu-
lieren wir dazu zwei übergreifende Maximen.
Der guten Lesbarkeit wegen haben wir auf Literaturver-
weise im Text verzichtet. In den Anhängen dokumentieren wir 
jedoch unsere bisherigen Arbeiten und verzeichnen die Litera-
tur sowie die Untersuchungen, auf welche wir uns stützen.
Der Blick in die Medien zeigt uns nahezu täglich, dass 
wesentliche Postulate der Generationenpolitik bereits in der 
Praxis, oft auf kommunaler Ebene umgesetzt werden oder 
deren Umsetzung diskutiert oder eingefordert wird. Mit dieser 
Schrift wollen wir diesen Prozess ins öffentliche Bewusstsein 
heben, unterstützen und befördern.
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1 | Notwendigkeit
 einer Generationenpolitik
Mit dem Ende «der dreissig glorreichen Jahre» (1945 bis 
1975) haben sich die Lebensverhältnisse in der Schweiz über 
die letzten dreissig Jahre markant verändert. Die ausgeprägte 
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung hat sich aufgeweicht. 
Männer wie Frauen wünschen sich je länger, je mehr sowohl 
am Erwerbsleben wie an der Familie teilzuhaben. Die Erwerbs-
tätigkeit der Mütter ist heute weit verbreitet, der männliche 
«Alleinernährer» dementsprechend vergleichsweise selten. 
Die Familienformen sind vielfältig geworden. Die Ehe ist 
nicht länger Garant für Stabilität und Sicherheit. Scheidungen 
sind häufig und als Form der Konfliktlösung breit akzeptiert. 
Elternschaft ist nicht mehr selbstverständlich und die Gestal-
tung der Familienbeziehungen in allen Lebensaltern erhält 
dadurch noch stärker den Charakter von Leistungen, welche 
die einen erbringen und die anderen nicht.
Teilzeitarbeit, freiwillige und unfreiwillige Erwerbs-
unterbrüche, frühzeitiges Ausscheiden aus dem Arbeitsmarkt, 
prekäre Arbeitsverhältnisse sowie Gruppen, denen der Ein-
stieg in den Arbeitsmarkt nicht oder nur partiell gelingt, haben 
überdies Vorstellungen einer normalen, selbstverständlichen 
Erwerbsbiographie zwar nicht ersetzt, aber relativiert. Neue 
soziale Risiken, die nicht allein durch eine mangelnde Integra-
tion in die Arbeitswelt bedingt sind, treten auf: So sind unter 
anderen alleinerziehende Frauen sowie kinderreiche Familien 
von einem besonders hohen Armutsrisiko betroffen. Durch die 
Erwerbstätigkeit von Männern und Frauen verknüpfen sich 
Erwerbs- und Familientätigkeit zunehmend und die Friktionen 
zwischen diesen beiden Sphären nehmen zu. Doch es bieten 
sich für beide Geschlechter sowie namentlich für ältere Men-
schen auch neue Entfaltungsmöglichkeiten.
Dagegen sind die Institutionen der sozialen Sicherung auf 
den männlichen, vollzeitlich berufstätigen Alleinernährer zuge-
schnitten. Sie sind massgeblich durch die Erfahrungen zweier 
Weltkriege und eines traumatisch erfahrenen Landesgeneral-
streiks geprägt. Den heutigen Lebensformen und -verhältnissen 
werden sie nur noch beschränkt gerecht. Die weit verbreitete 
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Altersarmut, eine Triebfeder und das Problem der Sozialpoli-
tik des 20. Jahrhunderts, wurde erfolgreich überwunden. Wie 
auf die neu auftretenden Risikogruppen – kinderreiche Fami-
lien, Alleinerziehende und Tiefqualifizierte sowie nicht voll 
Leistungsfähige, die keinen Zugang mehr zum Arbeitsmarkt 
finden – zu reagieren ist, bleibt umstritten. Offen ist auch, wie der 
steigende Pflege- und Betreuungsbedarf einer älter werdenden 
Bevölkerung abgedeckt werden soll. Dementsprechend macht 
sich gegenüber den sozialen Sicherungssystemen ein breites 
Unbehagen bemerkbar: Das historisch gewachsene Sozialver-
sicherungssystem ist unübersichtlich geworden. Seine Effizienz, 
Wirksamkeit und Finanzierbarkeit wird in Frage gestellt. Skepsis 
besteht, ob es in absehbarer Zukunft den sozialen Zusammenhalt 
zu gewährleisten vermag, ohne das wirtschaftliche Wachstum zu 
gefährden. Gleiches gilt für die äusserst vielfältigen Transfer- 
und Bedarfsleistungen sowie die fiskalpolitischen Massnahmen: 
Ob sie die richtigen Anreize setzen und dort Unterstützung leis-
ten, wo es geboten ist, wird bezweifelt.
Begleitet und auch dramatisiert werden diese weit verbreiteten 
Zweifel an der Tragfähigkeit des heutigen sozialen Sicherungssys-
tems durch demographische Befunde sowie oftmals alarmistische 
Prognosen zur demographischen Entwicklung über die nächsten 
vierzig Jahre. Unstrittig aber ist, dass wir Zeugen eindrücklicher 
demographischer Verschiebungen werden, die auch Folge und 
Ausdruck veränderter Lebensformen sind: Die Lebenserwartung 
vieler Menschen – allerdings nicht aller – erhöht sich, drei bis vier 
Generationen teilen eine verlängerte gemeinsame Lebenszeit und 
es werden weniger Kinder geboren.
Eine Vielzahl von Reformvorschlägen zeigt, dass Hand-
lungsbedarf besteht. Die Einsicht in die Notwendigkeit einer 
Anpassung der institutionellen Ordnung verschiedener Lebens-
bereiche an neue gesellschaftliche Realitäten darf vorausgesetzt 
werden. Im Wissen um die vielschichtigen Wechselwirkungen 
zwischen dem Reproduktionsverhalten sowie den Erwerbs- und 
Familienformen legen wir hier einige wesentliche Grundsätze 
und Prinzipien der Generationenpolitik vor. Dies tun wir nicht 
mit dem Anspruch, über die umfassende Lösung für die beschrie-
benen Herausforderungen zu verfügen. Vielmehr geschieht es 
in der Überzeugung, dass Reformen nur erfolgreich umgesetzt 
werden können, wenn diese sich auf eine fundierte, in der Sache 
begründete Gesamtsicht abstützen können.
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2 | Ziele einer Generationenpolitik
Generationenpolitik setzt sich für eine zeitgemässe, zukunfts-
orientierte und dynamische Reform der institutionellen, so-
zialen und kulturellen Ordnungen in Familie, Bildung und 
Erwerbsleben in Anlehnung an die veränderten und sich stän-
dig wandelnden sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Lebensverhältnisse sowie die demographischen Entwicklungen 
ein. Zentrale Ziele sind die Vereinbarkeit von Familien- und 
Erwerbstätigkeit, die aktive Beteiligung aller Generationen 
am gesellschaftlichen Leben und damit die Überwindung einer 
je länger, je weniger haltbaren Zuweisung und Bindung von 
Handlungsmöglichkeiten an einzelne Lebensphasen. Die Ver-
einbarkeit von Familien- und Erwerbstätigkeit schliesst eine 
vom Geschlecht unabhängige Arbeitsteilung ein, erfordert eine 
konsequente Gleichstellung der Geschlechter und eine gesell-
schaftliche Aufwertung und Anerkennung der Familienarbeit. 
Die Generationenpolitik strebt eine Gesellschaft aller Lebens-
alter an. Sie zielt auf die Überwindung einer den heutigen 
Lebensverhältnissen und Anforderungen nicht mehr angemes-
senen Dreiteilung des Lebens. Mit weitreichenden, aber gesell-
schaftlich wie wirtschaftlich sinnvollen Konsequenzen auf die 
Organisation des Erwerbslebens setzt sie sich für eine Durch-
mischung von Ausbildung, Erwerbs- und Familienarbeit sowie 
privat verfügbarer Zeit ein. Ein Nebeneinander soll das Nach-
einander ablösen, welches falsche Signale setzt. Eine wichtige 
Leitidee sind der Aufbau, der Erhalt und die Förderung des 
Humanvermögens in allen Lebensbereichen, in den Familien 
ebenso wie in Schule, Wirtschaft und Kultur, sowie die genera-
tionenübergreifende Nutzung der damit gegebenen Potenziale 
(siehe 3.3, 3.4, 5 und 6.2). Es geht also um die umfassende und 
nachhaltige Vermittlung von Daseinskompetenzen und deren 
Entfaltung. Darin kommt der Gestaltung der Generationenbezie-
hungen und deren Rahmenbedingungen eine Schlüsselrolle zu.
Generationenverträglichkeit und Nachhaltigkeit kann 
und darf daher nicht auf den Grundsatz, künftige Generatio-
nen nicht mit Schulden zu belasten, reduziert werden. Aus-
bleibende Investitionen in das Humanvermögen sind weder 
generationenverträglich noch nachhaltig. Sparmassnahmen 
im Bildungsbereich, aber auch bei Infrastrukturen, welche der 
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Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit dienen, entlas-
ten künftige Generationen nicht, sondern belasten diese.
Generationenpolitik stützt sich auf konzeptionell, theore-
tisch und interdisziplinär begründete und ausgearbeitete Grund-
sätze sowie auf empirische Daten zur Beurteilung möglicher 
Massnahmen. Sie trägt damit zur Synthese und zum Transfer 
wissenschaftlicher Erkenntnisse zwischen Theorie, Politik 
und Praxis bei. Generationenpolitik will das Zusammenspiel 
der relevanten Faktoren in den verschiedenen gesellschaftli-
chen und politischen Sektoren aufzeigen. Generationenpolitik 
lädt auch dazu ein, Übersehenes in den Blick zu nehmen und 
scheinbar feststehende Tatsachen kritisch zu hinterfragen. Sie 
ist daher geeignet, neue Perspektiven für die Lösung anste-
hender gesellschaftlicher Probleme aufzuzeigen. Auf diesen 
Grundlagen kann Generationenpolitik eine zukunftsgerichtete, 
innovative Gesamtsicht bereitstellen und den damit notwendig 
werdenden Reformen eine Orientierung geben. Gleichzeitig 
macht sie auf die unbestrittene Bedeutung der Gestaltung der 
Generationenbeziehungen aufmerksam, auch in Bereichen, in 
denen dies auf den ersten Blick nicht ohne Weiteres erkenn-
bar ist. Weil die Idee der Generationenpolitik auf fundamen-
tale Aufgaben der Gestaltung des Zusammenlebens verweist, 
ist sie geeignet, neue Impulse für den politischen Konsens zu 
vermitteln.
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3 | Grundlagen
 einer Generationenpolitik
Im Folgenden werden zwei für die Generationenpolitik bedeut-
same Konzepte, die Generationenbeziehungen (3.1) und die 
differentielle Altersbetrachtung (3.2), eingeführt und deren 
Implikationen für eine sozial aufgeklärte demographische 
Betrachtung (3.3) dargelegt. Aus diesen Grundlagen werden 
die übergeordneten Grundsätze und Ziele einer Generationen-
politik (3.4) abgeleitet.
3.1 | Die Besonderheit von Generationenbeziehungen
Die Generationenpolitik hat ihr Fundament in der Selbstver-
ständlichkeit, dass Alt und Jung aufeinander angewiesen sind 
und die Organisation unseres Zusammenlebens Auswirkungen 
auf nachfolgende Generationen hat. Es ist das Ensemble aller 
Generationen, das zu einem bestimmten Zeitpunkt insgesamt 
die Gesellschaft bildet, die Entwicklung der Einzelnen, der 
Gemeinschaft und der Institutionen gewährleistet. Der Blick 
auf dieses Ensemble ermöglicht einen fruchtbaren Umgang 
mit den sich aus dem Zusammenleben ergebenden ökonomi-
schen und sozialen Erfordernissen. Generationenbeziehungen 
sind nicht nur in Familie und Verwandtschaft, sondern auch 
in Bildungseinrichtungen, Betrieben und in der Gesellschaft 
grundlegend für das Zusammenleben. Sie weisen eine Reihe 
von Besonderheiten auf, welche andere soziale Beziehungen 
nicht kennen: 
– Sie sind unkündbar – Mutter, Vater, Tochter und Sohn 
bleibt man ein Leben lang, ob man will oder nicht. 
– Generationenbeziehungen in Familie, Verwandtschaft 
und Gesellschaft prägen in besonderem Masse die 
Persönlichkeitsentwicklung: durch den Entscheid zur 
Elternschaft und das Zusammenleben in allen priva-
ten Lebensformen, durch die Gestaltung der erziehe-
rischen Verhältnisse in Kindertagesstätten, Schulen, 
Weiterbildungen bis hin ins spätere Lebensalter. 
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– Durch die Sozialisation und die soziale Positionierung 
in der Gesellschaft stiften sie ganz wesentlich die Ver-
bindung zwischen Individuum und Gesellschaft. 
– Generationenbeziehungen vermitteln die gleichzei-
tige Erfahrung von Gleichheit und Verschiedenheit 
im Kontext einer übergreifenden biographischen 
Verbundenheit. Die damit verbundene Aufgabe, sich 
Ambivalenzen einzugestehen und damit konstruktiv 
umzugehen, kann wesentlich zum gesellschaftlichen 
Zusammenhang beitragen und fördert das Verständnis 
für Toleranz. Weil jeder und jede im Laufe des Lebens 
verschiedenen Generationen angehört, wird der Blick 
auf die Dynamik des Lebensverlaufs gelenkt: Hand-
lungschancen, Potenziale und Belastungen sind nicht 
statisch, sondern verändern sich im Lebensverlauf. 
Entsprechend muss der institutionellen Ordnung 
dieser Lebenslaufsperspektive Rechnung getragen 
werden.
– Schliesslich lassen Generationenbeziehungen bewusst 
werden, dass alles Leben in Generationenketten ver-
läuft, was individuell wie institutionell von Bedeu-
tung ist. Eltern und Kinder, heute zunehmend auch 
Grosseltern, unterstützen und belasten sich bis ins 
hohe Alter. Sie tauschen moralische und praktische 
Unterstützung, Zeit und Geld aus. Der Tendenz nach 
sind dies die dauerhaftesten und selbstverständlichs-
ten Beziehungen, in denen das Individuum steht, sie 
können indes auch abgebrochen werden.
Die Sozialwerke ihrerseits sind, jedenfalls soweit sie durch 
Umlageverfahren finanziert werden, Generationenprojekte 
par excellence, insofern sie drei Generationen einbinden. Die 
Bereitschaft heute für die Rente vorangehender Generationen 
aufzukommen, hängt von der Gewissheit ab, dass nachfolgende 
Generationen dasselbe tun werden. Fiskal- und Transferpolitik 
verläuft in der Generationenkette, indem Mittel zwischen den 
Generationen und über den Lebensverlauf umverteilt werden. 
Weil sich schliesslich die gemeinsame Lebensspanne ver-
längert, gewinnen die Generationenbeziehungen und deren 
Gestaltung an Bedeutung.
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3.2 | Differentieller Altersbegriff
Generationenpolitik erfordert auch einen genaueren Blick auf 
das Alter. Die Altersforschung zeigt, dass die Alterung dif-
ferentiell verläuft und zwischen einem kalendarischen Alter, 
den biologischen Alterungsprozessen und dem sozialen Altern 
zu unterscheiden ist. Obwohl das (kalendarische) Alter noch 
weniger erklärt als das Geschlecht, gewinnt es an Bedeu-
tung, weil es ein eindeutiges, leicht erkennbares, rechtsstaat-
lich überprüfbares Merkmal für die Gewährung von Rechten 
oder Leistungen liefert. Der Begriff Alterung bezeichnet die 
biologisch-medizinisch erfassbaren Veränderungen im Alte-
rungsprozess. Das soziale Altern hängt hingegen von der sozi-
alen Wahrnehmung und Definition des Alters ab. Es sind dies 
Vorstellungen darüber, welche Tätigkeiten und Aktivitäten 
mit einem bestimmten kalendarischen Alter vereinbar sind. 
Es wird etwa der Frage nachgegangen, weshalb Menschen für 
eine bestimmte Erwerbstätigkeit schon mit 50 als zu alt ange-
sehen werden, andere noch mit 75 als innovativ, belastbar und 
hoch bezahlbar gelten. Zu denken ist auch an propagierte Spar- 
und Lebensmodelle, die uns unter dem Titel «aktives Altern 
am Meer» bereits mit 55 als alt erscheinen lassen (siehe 6.3). 
Die differentielle Altersbetrachtung weist eindrücklich 
nach, dass der Zusammenhang zwischen dem kalendarischen, 
dem biologischen und dem durch die Lebensverhältnisse 
bestimmten sozialen Alter im Lebensverlauf von unterschied-
licher Bedeutung und unterschiedlichem Gewicht ist. Mit 
zunehmendem Alter nehmen der Zusammenhang zwischen 
dem kalendarischen und dem biologischen Alter ab und der 
Einfluss des sozialen Alterns auf die biologische Alterung 
zu. Vieles deutet darauf hin, dass sozialer Erfolg bzw. soziale 
Anerkennung eine zentrale Rolle spielt und die Lebenserwar-
tung vom sozialen Status abhängt. Folgenreich wirkt sich die 
soziale und damit gestaltbare Alterung auf die Verweildauer 
im Arbeitsprozess aus (siehe dazu 4.3). Zahlreiche medizi-
nisch-psychologische Untersuchungen zeigen ferner, dass 
Die Generationenpolitik schenkt den Auswirkungen von politischen 
Massnahmen auf die institutionell wie individuell bedeutsamen Genera-
tionenbeziehungen und deren Gestaltung hohe Aufmerksamkeit.
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Kompetenzen und Fähigkeiten im Lebensverlauf nicht einfach 
abnehmen, sondern sich vielmehr verlagern: Gewisse Kapazi-
täten werden im Vergleich zu jüngeren Personen schwächer, 
andere stärker. Deutlich wird, dass das kalendarische Alter ein 
zugeschriebenes und damit wie das Geschlecht, die Hautfarbe, 
die Ethnizität und Herkunft diskriminierendes Kriterium ist, 
welches mit einer liberalen, dem Leistungsprinzip verpflich-
teten Wertordnung nicht vereinbar ist. Der Bezug auf das nur 
bedingt aussagekräftige kalendarische Alter leistet der Alters-
diskriminierung Vorschub. 
Für die Umsetzung der Generationenpolitik bedeutsam ist, dass das 
«Alter» wie das «Altern» nicht einfach Naturtatsachen, sondern variable 
und in hohem Masse sozial gestaltete und sozial gestaltbare Phäno-
mene sind.
3.3 | Für eine sozial aufgeklärte,
 gegen eine demagogische Demographie
Ebenso wenig wie das Alter oder das Altern sind demographi-
sche Entwicklungen biologisch determinierte und definierte 
Naturtatsachen. Ihnen sind auch keine quasi naturgesetzlichen 
Folgen inhärent. Oft werden diese Selbstverständlichkeiten in 
der Diskussion übersehen und müssen daher explizit gesagt 
werden: Demographische Muster spiegeln das generative Tun 
und Lassen von handelnden Individuen.
Gegenwärtig haben die Demographie und insbesondere 
Prognosen zur Bevölkerungsentwicklung einen dominierenden 
Einfluss auf die politischen Debatten. Was aber scheinbar harte 
Fakten abbildet, lässt in Tat und Wahrheit sehr unterschiedliche 
Interpretationen zu. Und nicht wenige Interpretationen finden 
breite Anerkennung, obwohl sie nachweislich falsch sind. Vor-
auszuschicken ist, dass allen Prognosen und den daraus abgelei-
teten Bevölkerungsszenarien Annahmen zugrunde liegen, die 
für das Ergebnis bestimmend sind. So «hart» das Zahlenwerk 
auch immer erscheint, eine objektive Grundlage für politische 
Entscheide liefern demographische Szenarien nicht. Umso 
wichtiger ist es daher, sich darüber Rechenschaft abzulegen, 
was die Demographie statistisch abbildet: Abgebildet werden 
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ein von vielfältigen Faktoren beeinflusstes Reproduktionsver-
halten, die sich daraus ergebende Abfolge von Generationen 
und die kaum prognostizierbaren Wanderungsbewegungen. 
In der öffentlichen und politischen Diskussion wird jedoch 
ein «Altersproblem» evoziert, für welches sich selbst in der 
Qualitätspresse das Unwort «Überalterung» eingebürgert hat. 
Zutreffender wäre, von einem «Kindermangel» zu sprechen. 
Korrekt ist allein, dass der Geburtenrückgang eine demogra-
phische Alterung in Gang gesetzt hat: Weil die nachfolgenden 
Generationen nicht gleich stark besetzt sind wie die voran-
gehenden, nimmt der Anteil der älteren Menschen in dem 
Masse zu, in dem Zuwanderung die Lücken bei den schwächer 
besetzten, nachfolgenden Generationen nicht kompensiert. Die 
demographische Herausforderung hat ihren Ursprung sowohl 
an der Spitze der Alterspyramide als auch an deren Basis. Die 
fallende Geburtenrate und deren Ursachen und Folgen müssen 
in den Blick genommen werden. Gleichzeitig sind selbst-
verständlich auch die Verlängerung der durchschnittlichen 
Lebenserwartung und die Wanderungsbewegungen in Blick zu 
nehmen.
Unvermeidlicherweise blendet die rein quantitative 
Betrachtung des demographischen Wandels die qualitativen 
Aspekte aus. Übersehen wird insbesondere, dass das (kalen-
darische) Alter wenig aussagekräftig ist (siehe dazu 3.2). Die 
Menschen werden mehrheitlich bei guter Gesundheit und in 
materiell gesicherter Position älter. Keine Generation hat bisher 
das Pensionsalter unter so guten finanziellen wie gesundheit-
lichen Konditionen angetreten, wie die Jahrgänge, die über 
die letzten wie die kommenden Jahre das Rentenalter erreicht 
haben oder erreichen werden. Nicht bedacht wird schliesslich 
die heute weitgehend gegebene Fähigkeit, das Reprodukti-
onsverhalten in einem hohen Masse zu steuern. Mehrheitlich 
entscheiden sich Menschen heute im Wissen um die Rahmen-
bedingungen sowie die Folgen bewusst für oder gegen Eltern-
schaft. Stärker als jemals zuvor wird daher die demographische 
Entwicklung durch bewusste Entscheide der Individuen gestal-
tet. Nebst individuellen Faktoren beeinflussen gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen das Reproduktionsverhalten. Bedeutung 
kommt dabei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu, ins-
besondere der Gewissheit, dass die Erwerbstätigkeit auch mit 
Kindern fortgesetzt werden kann (siehe 6.1 bis 6.3).
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Die mit den demographischen Verschiebungen einher-
gehende zentrale Herausforderung der Zukunft ist das sich 
verknappende Potenzial an Arbeitskräften. Bereits macht 
sich der Arbeitskräftemangel auf dem Lehrstellenmarkt für 
qualifizierte Tätigkeiten bemerkbar. Unternehmerische und 
politische Priorität verdienen daher nicht der Kapitalstock 
und Finanzierungsfragen in der Alterssicherung, sondern der 
Aufbau, der Erhalt, die Pflege und die Nutzung des Human-
vermögens aller Generationen, auch der älteren (siehe 6.2 bis 
6.3). Notwendig werden Massnahmen im Bereich der Fami-
lien-, Bildungs-, Arbeitsmarkt-, Sozial-, Transfer- und Fiskal-
politik. Geburtenrate und Altersquote stehen in einem nicht 
auflösbaren Zusammenhang, weil sie im Lebensverlauf und in 
der Generationenabfolge angelegt sind, durch eine schwierige 
Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Familienarbeit verschärft 
werden und demographische Folgen zeitigen. 
Die Generationenpolitik trägt dem Lebenslauf und der 
Generationenfolge Rechnung und bringt damit eine andere, auf 
Fakten gestützte und zukunftsweisende Sichtweise ein: Ihre 
Aufmerksamkeit gilt der Entwicklung des Humanvermögens 
und der Handlungskompetenzen, den Lebensperspektiven und 
den Potenzialen der verschiedenen Altersgruppen sowie der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie.
3.4 | Grundsätze einer Generationenpolitik
Aus den Darlegungen und Erwägungen zur Bedeutung der 
Generationenbeziehungen (siehe 3.1), der differentiellen Alte-
rung (siehe 3.2) sowie den demographischen Verschiebungen 
(siehe 3.3) lassen sich drei übergeordnete Grundsätze einer 
Generationenpolitik ableiten: die Befähigung des Individuums 
zu eigenständigem Handeln (Handlungsbefähigung), die Teil-
habegerechtigkeit sowie Rahmenbedingungen, welche eigen-
ständiges Handeln und Teilnahme strukturell ermöglichen und 
befördern.
Die heute gegebene Fähigkeit, das Reproduktionsverhalten 
in einem hohen Masse zu steuern, ist ein wichtiger Bezugspunkt 
der Generationenpolitik und gibt dieser die zentrale Problem-
stellung vor: die Vereinbarkeit von Familien- und  Erwerbsar-
beit. Damit geht auch die Herausforderung einher, zwei Sphären 
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in Einklang zu bringen, die nach einer unterschiedlichen Logik 
funktionieren: jene der «Liebe», der emotionalen Verbunden-
heit, der moralischen Verpflichtung und jene des Marktes, des 
Einkommens, des Gewinns. Generationenpolitik zielt zweitens 
auf Handlungsbefähigung, den Aufbau, die Stärkung und den 
Erhalt von Kapazitäten oder Potenzialen, die Menschen über 
den Lebensverlauf zu einer eigenverantwortlichen, selbsttäti-
gen Lebensführung ermächtigen. Primat haben Investitionen in 
das Humanvermögen (siehe 6.1 bis 6.3). Generationenpolitik 
fordert schliesslich Teilhabegerechtigkeit ein: Teilhabegerech-
tigkeit meint die Chance, das persönliche Handlungspotenzial 
über alle Lebensalter zu entfalten, sich aktiv an Familie, Arbeit 
und Gesellschaft zu beteiligen. Sie zielt damit auch auf struk-
turelle Rahmenbedingungen, die dies erlauben.
Handlungsbefähigung und Teilhabegerechtigkeit verhalten 
sich komplementär: Im einen Fall geht es um den Erwerb und 
Erhalt von Kapazitäten oder Potenzialen, im anderen Fall um 
deren Realisierung. Entsprechend setzt sich die Generationen-
politik erstens für Massnahmen und Rahmenbedingungen ein, 
die dem Erwerb und dem Erhalt von Handlungskapazitäten 
förderlich sind. Sie stärkt und unterstützt dabei die Selbsttätig-
keit und Eigenverantwortung. Zweitens setzt sie sich dafür ein, 
dass Handlungs- und Teilhabemöglichkeiten verfügbar sind, 
die den unterschiedlichen, sich auch im Lebensverlauf ver-
ändernden Handlungskapazitäten entsprechen. Weil dies eine 
wesentliche Voraussetzung für eine echte Wahlfreiheit ist, zielt 
Generationenpolitik auf eine Ausweitung der Handlungs- und 
Teilnahmemöglichkeiten über alle Lebensbereiche. Struktu-
relle Voraussetzungen für die Realisierung von individuellen 
Lebensplänen müssen vorhanden sein.
Den Kapazitäten oder Potenzialen rechnet die Generatio-
nenpolitik die materiellen bzw. monetären Ressourcen, das 
Humanvermögen (siehe 6.2) und das durch Familie, Verwandte 
und Freunde gestiftete soziale Netz (siehe 6.1) zu. Prioritäre 
Aufmerksamkeit schenkt die Generationenpolitik den beiden 
letztgenannten «Kapitalien» sowie Rahmenbedingungen, 
welche die Nutzung der vorhandenen Potenziale ermögli-
chen und befördern. Für den Aufbau, die Stärkung sowie den 
Erhalt des Humanvermögens und damit die Selbständigkeit 
sind formelle und informelle Lernprozesse, aber auch lebens-
phasenspezifische und situative Unterstützungsleistungen von 
generation-12_01_2012.indd   Abs121 20.01.12   13:43
22 Grundlagen einer Generationenpolitik
Bedeutung. Eine wichtige Funktion kommt dabei den sozi-
alen Netzwerken zu. Diese und die sogenannten Projekte zum 
«Dialog der Generationen» können wirksam zur Konfliktfä-
higkeit beitragen.
Allein Beurteilungen, die sich an erworbenen Kriterien ori-
entieren – den Leistungen und Kompetenzen –, sind mit einer 
Generationenpolitik vereinbar. Zugeschriebene Kriterien wie 
das Geschlecht, die Herkunft und das Alter (siehe 3.2) dürfen 
hingegen weder zu Nachteilen noch zu Vorteilen führen. Unter 
Respektierung der Wahlfreiheit dürfen praktizierte Lebens-
formen, insbesondere der Zivilstand, seitens des Staates weder 
belohnt noch benachteiligt werden.
Die Generationenpolitik anerkennt ausdrücklich die vielfäl-
tigen Formen der Lebensführung und der Beziehungsgestaltung 
sowie die aus unterschiedlichen Kapazitäten, Lebensentwür-
fen und getroffenen Wahlen resultierende Verschiedenheit der 
Individuen. Ebenso verpflichtet sie das Prinzip der Selbstver-
antwortung und der Selbsttätigkeit auf die Leistungsgerechtig-
keit: Leistungen in Familie und Arbeitswelt sollen und müssen 
sich lohnen. Selbstverantwortliches Handeln muss indes struk-
turell ermöglicht werden, setzt Teilhabegerechtigkeit und reale 
Chancengleichheit voraus. Das Primat der Teilhabegerechtig-
keit schliesst Umverteilung bzw. Verteilungs- und Bedarfsge-
rechtigkeit in einem klar definierten Rahmen nicht aus: Wenn 
mangelnde Existenzsicherung und ein gegenüber der Allge-
meinheit krass abfallender Lebensstandard zu Ausschluss und 
Resignation führen, so sind Integrationshilfen und monetäre 
Leistungen notwendig und angezeigt (6.5). Ebenso bleibt die 
Bedarfsgerechtigkeit in all jenen Fällen von Bedeutung, wo 
das Potenzial für eine selbstbestimmte Lebensführung nicht 
gegeben ist.
Generationenpolitik konkretisiert sich über alle relevanten Politikbe-
reiche mit der Zielsetzung, Menschen zur aktiven Teilhabe zu befähi-
gen und ihnen diese zu ermöglichen. Es gilt Hindernisse abzubauen, 
welche den Aufbau des Humanvermögens, die Teilhabe an Familie und 
Arbeit sowie die eigenverantwortliche Realisierung von Lebensoptionen 
erschweren.
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4 | Vielfacher Mehrwert
 einer Generationenpolitik
Generationenpolitik orientiert sich an den Potenzialen und 
nicht an den Defiziten. Im Fokus steht der Aufbau, Erhalt 
und die Aktivierung der Potenziale, die Ermöglichung der 
Selbsttätigkeit. Mit dieser Orientierung gehen eine Reihe von 
gewichtigen Implikationen einher: Im Unterschied zur heute 
dominierenden Politik, deren Aufmerksamkeit dem Kapi-
talstock bzw. der Finanzierungsfrage gilt, rückt die Genera-
tionenpolitik sachlich begründet das Humanvermögen ins 
Zentrum (siehe 6.2). Sachlich begründet ist dies, weil unsere 
Zukunft, auch die künftige Finanzierung des sozialen Siche-
rungssystems, in erster Linie von den künftig erzielten Wirt-
schaftsleistungen abhängt. Massgeblich bestimmend für diese 
sind das Humanvermögen und dessen Nutzung. Wie dargelegt, 
verknappt sich das Humanvermögen gegenwärtig und auf 
absehbare Zeit (siehe 3.3). Mit der Orientierung am Human-
vermögen richtet die Generationenpolitik ihren Blick auf die 
Zukunft. Sie überwindet damit die ebenfalls sachlich nicht 
begründete Fixierung der Diskussion auf die «Altersfrage» 
und wendet sich der frühen und frühesten Kindheit und damit 
der Familien- und Bildungspolitik zu (siehe 6.1 bis 6.2). Auch 
diese Neuorientierung ist sachlich gerechtfertig und notwen-
dig: Gerade die Finanzierung der Alterssicherung hängt von 
der Fähigkeit, Möglichkeit und Bereitschaft künftiger Gene-
rationen ab, die erforderlichen Leistungen zu erbringen. Über-
dies lässt sich das Leben nicht von seinem Ende, sondern bloss 
von seinem Anfang her gestalten. 
Mit der Teilhabegerechtigkeit geht ferner eine Abwendung 
von der Fixierung auf Fragen der Verteilung hin zu den Vor-
aussetzungen, den Bedingungen und den Verfahren der Ver-
teilungsprozesse einher: Im Zentrum steht nicht länger die 
Umverteilungspolitik, sondern die Bildungs- und Familien-
politik. Untersuchungen zeigen, dass die Teilhabegerechtig-
keit jenes Konzept ist, welches in der Bevölkerung auf breite 
Akzeptanz stösst und auf welches sich die verschiedenen poli-
tischen Lager einigen können. Generationenpolitik hat also 
das Potenzial, die parteipolitische Polarisierung wenigstens 
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auf diesem Feld zu überwinden. Im Unterschied zu anderen 
Konzepten bezieht die Generationenpolitik die Familie und 
die Reproduktionsfrage gleichwertig zur Sphäre der Arbeit 
in die Betrachtung ein: Dies ist mit Blick auf die Generativi-
tät (siehe 3.3), das sich verknappende Humanvermögen, die 
entscheidende Bedeutung der Familie für den Aufbau wie den 
Erhalt des Humanvermögens sowie ihre weiteren Leistungen 
zwingend geboten (siehe 6.1). Entscheidend ist ferner, dass die 
Generationenpolitik den Zeithorizont erweitert und die äus-
serst nachteilige, wenn nicht gefährliche Diskrepanz zwischen 
langfristigen Prognosen und darauf abgestützte, kurzfristige 
politische Entscheide bewusst macht. Will man ernsthaft 
Politik mit einem Horizont von 20 bis 30 Jahren betreiben, 
bedarf es entsprechend langfristig konzipierter Grundlagen. 
Letztere stellt die Generationenpolitik bereit. Schliesslich trägt 
die Generationenpolitik den veränderten Lebensverhältnis-
sen sowie den ausgewiesenen Bedürfnissen der Bevölkerung 
Rechnung (siehe 1).
Positiv besetzt und langfristig orientiert, trägt Generationenpolitik den 
veränderten Lebensverhältnissen Rechnung, bezieht sie die Familienar-
beit gleichwertig zur Erwerbsarbeit ein und verfügt sie über eine in der 
Bevölkerung breit akzeptierte Legitimationsbasis.
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5 | In privater, zivilgesellschaftlicher 
und staatlicher Verantwortung – 
die Träger der Generationenpolitik
In der Schweiz haben am Ende des vergangenen Jahrhun-
derts kirchliche Organisationen als Erste die Generationen-
beziehungen verstärkt thematisiert und ein Bewusstsein für 
deren gesellschaftliche Bedeutung geschaffen. Mit anderen 
gemeinnützigen Organisationen lancierten sie erste Generatio-
nenprojekte. Generationendialoge wurden geführt, neue, meh-
rere Generationen umfassende Wohnformen sind entstanden, 
«Mentoring» wurde angeboten, Tauschbörsen organisiert und 
in der Gemeindearbeit gezielt Verbindungen zwischen Kin-
dern, Jugendlichen und Senioren gestiftet. Bis heute sind vor-
wiegend zivilgesellschaftliche und kirchliche Organisationen, 
oft in Zusammenarbeit mit Gemeinden, in die aktive Gestal-
tung von Generationenbeziehungen involviert. 
Heute und in Zukunft kommt gemeinnützigen Dienst-
leistungsorganisationen eine zentrale und tragende Rolle zu. 
Die Entlastungs- und Unterstützungsleistungen für Kinder, 
Jugendliche, Eltern, Pflegende, Gepflegte und Alte müssen 
im sozialen Nahraum erbracht werden. Über die notwendi-
gen Kompetenzen verfügen die in der Haushalthilfe und der 
häuslichen Pflege engagierten, meist gemeinnützig orientier-
ten Organisationen und Vereine. Entlastungs- und Unterstüt-
zungsleistungen können und wollen die Selbsttätigkeit nicht 
ersetzen, sondern unterstützen und stärken. Der Wunsch und 
das Bedürfnis, dass bezahlte und unbezahlte Sorgearbeit, für 
welche Altersgruppe diese auch erbracht wird, in vertrauten 
Beziehungen und in der eigenen «Behausung» erfolgt, kann 
als anthropologische Konstante gelten. Die dafür notwendi-
gen Solidaritätsbeziehungen und Netzwerke müssen jedoch 
ermöglicht, gestärkt, soweit notwendig und von ihren Trägern 
gewünscht, auch unterstützt werden. Die Umsetzung einer 
Generationenpolitik wird auch in Zukunft eine Herausforde-
rung für die Einzelnen und die Zivilgesellschaft sein. 
Seit einiger Zeit unterstützen auch Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände Massnahmen zugunsten der Vereinbar-
keit von Familien- und Erwerbstätigkeit. Über Empfehlungen 
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und die Vermittlung von Informations- und Beratungsangebo-
ten tragen auch die Organisationen der Arbeitswelt wesentlich 
zu einer familienfreundlichen Gestaltung der Erwerbsarbeit 
bei. In Orientierung auf die veränderten Bedürfnisse der Mitar-
beitenden haben die Arbeitgeber ohne staatliches Zutun unter-
schiedlichste Massnahmen umgesetzt, die der Vereinbarkeit 
von Familien- und Erwerbsarbeit dienen. Den Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerorganisationen kommt auch in Zukunft eine 
besondere Verantwortung zu. Sie beeinflussen erstens massgeb-
lich das Zeitbudget und damit eine für die Generationenpoli-
tik zentrale Ressource. Der Aufbau und die Entwicklung des 
Humanvermögens sowie die Nutzung der damit verbundenen 
Potenziale hängen zweitens von der Familienverträglichkeit 
der Arbeitsbedingungen, der Laufbahnplanung, von den Quali-
fikationsmassnahmen und der Anstellungspolitik ab.
Wie bereits erwähnt, realisiert sich Generationenpolitik über 
weite Teile im Nahraum. Es ist daher nicht überraschend, dass 
ihre explizite Umsetzung auf der Gemeindeebene am weites-
ten fortgeschritten ist. In der Gemeinde durchdringen sich 
privates, zivilgesellschaftliches und staatliches Engagement. 
In diesem Geflecht werden im Alltag wichtige Hilfestellun-
gen für Kinder, Eltern und ältere Personen erbracht, Kinder-
betreuungsdienste, Schule, Alters- und Pflegeeinrichtungen 
miteinander in Verbindung gesetzt. Über die von privaten und 
gemeinnützigen Organisationen erbrachten Leistungen hinaus 
können Gemeinden und Kantone im Bereich der frühkindli-
chen Bildung sowie der obligatorischen Schule in Zusam-
menarbeit mit den Lehrkräften und den Eltern Entscheidendes 
zur Umsetzung generationenpolitischer Postulate leisten. Von 
grosser Bedeutung ist auch, ob es gelingt, den Übertritt von 
der Schule in die Berufsbildung und später in die Arbeitswelt 
gemeinsam mit den Arbeitgebern zu gestalten. Über grosse 
Handlungsmöglichkeiten verfügen schliesslich Gemeinden in 
Zusammenarbeit mit Privaten und Genossenschaften bei der 
Planung und Gestaltung öffentlicher Räume sowie beim Woh-
nungsbau. Hier entscheidet sich, ob bauliche und räumliche 
Voraussetzungen für ein langfristiges gemeinsames Wohnen 
und Leben sowie Begegnungen verschiedener Generatio-
nen geschaffen werden. Auch eine Gemeinde, die sich heute 
eines grossen Anteils von jungen Familien erfreut, sollte sich 
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bewusst sein, dass morgen ältere Personen die Mehrheit ihrer 
Bevölkerung stellen werden. Für die wirtschaftliche wie die 
gesellschaftliche Zukunft einer Gemeinde, das gute Funktio-
nieren des täglichen Lebens wie der kleinen Hilfen und Dienst-
leistungen ist Generationenvielfalt überaus wichtig.
Einzelne Kantone haben denn auch die mit der veränder-
ten Bevölkerungsstruktur einhergehenden Herausforderungen 
erkannt und langfristige Strategien erarbeitet. Nachgedacht 
wird unter anderem mehr über die Abdeckung veränderter 
Bedürfnisse einer älteren Bevölkerung, die Verknappung des 
Humankapitals, die arbeitsmarktbedingten Wanderungsbewe-
gungen und über Angebote, welche einen Kanton langfristig 
für Eltern, Kinder und Jugendliche attraktiv machen. Staatli-
cherseits wirken sich insbesondere die Bildungs-, Fiskal- und 
Transferpolitik, die Sicherung flächendeckender Betreuungs-
infrastrukturen und die sozialen Sicherungssysteme sowie das 
Arbeits- und Privatrecht stärkend oder erschwerend auf die 
privaten und familiären Solidaritätsbeziehungen aus (siehe 6.2 
bis 6.6). Generationenpolitik fordert jedoch nicht staatliche 
Eingriffe in den Bereich des Privaten, sondern respektiert die 
gesellschaftliche Bedeutung der dort erbrachten Leistungen 
und Leistungspotenziale. Dies bedingt indessen Rahmenbedin-
gungen, die das private und zivilgesellschaftliche Engagement 
ermöglichen und stärken. Sorgearbeit – die Betreuung und 
Pflege von abhängigen Personen, insbesondere von Kindern 
und hilfsbedürftigen oder kranken Angehörigen – kann weder 
vom Staat noch vom Markt übernommen werden. Erforder-
lich ist ein dritter Weg in privater, zivilgesellschaftlicher und 
staatlicher Verantwortung: Diesen zeigt die Generationenpo-
litik mit ihren Grundsätzen sowie Postulaten und den daraus 
abgeleiteten Massnahmen in verschiedenen Politikbereichen 
auf (siehe 6.1 bis 6.6).
Träger der Generationenpolitik
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6 | Umsetzung der Generationenpolitik
Die für die Umsetzung der Generationenpolitik wichtigsten 
Politikfelder wurden verschiedentlich identifiziert (siehe ins-
besondere 3.3 und 5). Im Folgenden werden die Bedeutung der 
einzelnen Felder sowie die sich stellenden Herausforderun-
gen aus der Sicht der Generationenpolitik dargelegt, konkrete 
Umsetzungsmassnahmen in der Familien-, Bildungs-, Arbeits-
markt, Fiskal-, Transfer- und Sozialpolitik unter Einschluss 
des Familien- und Erbrechts vorgeschlagen sowie die jeweils 
verantwortlichen Handlungsträger bezeichnet. Mit nach Poli-
tikfeld und Lebensbereich unterschiedlichem Gewicht stehen 
politische Entscheidungsträger auf kommunaler, kantonaler 
und bundesstaatlicher Ebene, die Organisationen der Erwerbs-
welt, gemeinnützige Organisationen und Vereine sowie die 
Kirchen in der Verantwortung.
6.1 | Von der Familienpolitik zur Generationenpolitik
Was die Familie angesichts einer vielgestaltig gewordenen 
Familienwirklichkeit heute und in Zukunft kennzeichnet, ist 
ihre prägende Gestaltung der Beziehungen zwischen mindes-
tens zwei Generationen. Wegen der verlängerten gemeinsamen 
Lebensspanne gewinnt die Familie als Mehrgenerationenver-
band an Bedeutung. Die Familie schrumpft nicht nur bei sin-
kender Kinderzahl in der Horizontalen, sondern erweitert sich 
zugleich in der Vertikalen: War die multilokale Drei-Genera-
tionen-Familie früher die Ausnahme, so ist sie heute die Regel. 
Die Forschung zeigt, dass Schwierigkeiten einer durch die 
Instabilität der Paarbeziehungen verletzlicheren Kernfamilie 
durch den Mehrgenerationenverband teilweise aufgefangen 
werden. Grosselternschaft gewinnt für viele, wenn auch nicht 
alle Menschen an Bedeutung, die Familie wird zu einer das 
Leben umspannenden Realität und reicht über das Aufwachsen 
von Kindern hinaus.
Die zentrale und sinnstiftende Aufgabe der Familie in 
allen Lebensphasen ist die Generativität, die Bereitschaft 
für nachfolgende, aber auch vorangehende Generationen zu 
sorgen. «In Liebe füreinander Verantwortung tragen» ist die 
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im Zusammenhang mit der Familie am häufigsten genannte 
Assoziation und diese entspricht dem Bedeutungsgehalt von 
Generativität. Letztere schliesst die Pflege, Sorge, Zuwendung 
sowie die Sozialisation unter Einschluss der Weitergabe und 
Aneignung des materiellen und kulturellen Erbes ein. In der 
Beziehung zwischen erwachsenen und aufwachsenden Gene-
rationen wird das für die soziale Positionierung ausschlagge-
bende Humanvermögen aufgebaut und zugleich die Beziehung 
zwischen Individuum und Gesellschaft gestiftet (siehe 6.2). 
Rahmenbedingungen, die eine gelingende Sozialisation bzw. 
eine gelingende Generativität unterstützen, liegen also zugleich 
im privaten und im öffentlichen Interesse.
Über die Sozialisation von Kindern und die Pflege von 
Angehörigen hinaus ist das Geflecht persönlicher Beziehun-
gen zu Familienangehörigen, Verwandten und Bekannten 
bedeutsam. Fehlt dieses Geflecht oder erweist es sich nicht als 
tragfähig, erhöht sich die soziale Verletzlichkeit. Eine gute Ein-
bettung in verlässliche Vertrauensbeziehungen kann hingegen 
die Widerstandskraft gegenüber den Wechselfällen des Lebens 
entscheidend erhöhen.
Die durch die Familie gestifteten Beziehungen zwischen 
Individuum und Gesellschaft, die durch die heute übliche 
Erwerbstätigkeit beider Geschlechter gegebene enge Ver-
knüpfung von Familien- und Erwerbsarbeit sowie die von der 
Familie erbrachten, nicht ersetzbaren Leistungen über alle 
Lebensalter lassen deutlich werden, dass die Familie nicht ein-
fach als Inbegriff des Privaten verstanden werden kann. Die 
Beziehungen zwischen Kindern, Eltern und Verwandtschaft 
sind seit jeher Gegenstand rechtlicher Regulierung. Heute wie 
in der Vergangenheit ist die Familie aufs engste mit dem Recht 
und sozialstaatlichen Regelungen verflochten.
Ein wichtiges Ziel der Generationenpolitik ist es, die 
Familie in ihrer Grundaufgabe, der Generativität, zu stärken. 
Zentrale Bezugspunkte sind die gesellschaftliche Anerkennung 
und Förderung der familialen Leistungen und Leistungspo-
tenziale, der Aufbau des Humanvermögens im Lebensverlauf 
sowie die Vereinbarkeit der Familien- und Erwerbstätigkeit. 
Der Ausweis der im Generationenverband Familie erbrachten 
und volkswirtschaftlich wie gesellschaftlich unabdingbaren 
Sorgearbeit im Rahmen der Sozialberichterstattung ist eine 
Voraussetzung für die Anerkennung der Familienarbeit. Die 
Umsetzung der Generationenpolitik
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notwendige Aufwertung der gegenüber Kindern wie pflegebe-
dürftigen Angehörigen erbrachten Sorgearbeit erfordert überdies 
deren vollständige sozialrechtliche Anerkennung (siehe 6.5).
Wie Studien belegen, werden Kinder zu einem guten 
Teil über den Konsumverzicht der Eltern finanziert. Das ver-
fügbare Einkommen teilt sich auf mehr Personen auf und es 
entspricht guter Praxis, dass nur das verfügbare Einkommen 
besteuert wird. Ferner sind zumindest ein Teil der Ausgaben 
zugunsten von Kindern Bildungsausgaben, also Investitionen 
in die Zukunft, die künftiges steuerbares Einkommen generie-
ren. Den effektiven Kosten angemessene Steuergutschriften 
für Kinder sind deshalb gerechtfertigt. Letztere würden die 
heute unspezifisch gewährten Kinderabzüge ersetzen. Von 
Steuerentlastungen gehen im Gegensatz zu Transferleistun-
gen keine negativen Anreize auf die Erwerbsbeteiligung aus 
(siehe 6.4).
Sowohl für den Erhalt und die Förderung der Leistungs-
potenziale der Familie als auch zur Förderung der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf sind infrastrukturelle Massnahmen 
und Einrichtungen von grösster Bedeutung: Darunter fallen 
die familienergänzende Kinderbetreuung, koordinierte Block-
zeiten und Tagesschulen, Tagesstrukturen und Entlastungs-
dienste für pflegende Angehörige bzw. Unterstützungs- und 
Entlastungsdienste für Pflegebedürftige im Bereich der Pflege 
wie der Hauswirtschaft und Massnahmen im Bereich der 
Arbeitswelt (siehe 6.2, 6.3 und 6.5). Unter der Federführung 
der Kantone liegt es an den Gemeinden, die bestehenden 
Dienste in Zusammenarbeit mit den Organisationen der Zivil-
gesellschaft dem steigenden Bedarf entsprechend auszubauen. 
Insbesondere der Zugang zu diesen Betreuungsangeboten und 
Unterstützungsdiensten für alle ist noch nicht hinreichend. Aus 
ordnungspolitischen, volkswirtschaftlichen und steuerpoliti-
schen Erwägungen ist es angezeigt, die familienergänzende, 
frühkindliche Bildung, Betreuung und Erziehung über die 
öffentliche Hand zu finanzieren (siehe 6.2 und 6.4). Verstär-
ken lassen sich die soziale Einbettung und das Geflecht von 
persönlichen Beziehungen schliesslich durch die rechtliche 
Anerkennung neuer Beziehungsformen in Ergänzung zu den 
bestehenden Statusbeziehungen von Ehe und Verwandtschaft 
oder deren Ersetzung durch eine an den Realbeziehungen ori-
entierte Regelung der Rechte (siehe 6.6). 
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Der aktuelle Forschungsstand zeigt, dass die oben darge-
legten Massnahmen zur Förderung der Vereinbarkeit die Fami-
lie stabilisieren und nicht schwächen, umso mehr als sie auf 
die Stärkung und Ermöglichung der Familientätigkeit abzielen. 
Die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbsarbeit hat schliess-
lich starke Auswirkungen auf das Reproduktionsverhalten: 
Wie Untersuchungen für die Schweiz zeigen, scheinen sich 
viele Frauen mehr Kinder zu wünschen, als sie effektiv auf 
die Welt bringen. Für die Vermutung, dass die mangelnde Ver-
einbarkeit von Familien- und Erwerbstätigkeit den Rückgang 
der Geburtenrate mitbedingt, lassen sich auch in internatio-
nal vergleichenden Studien zahlreiche Evidenzen beibringen: 
Von Massnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Arbeit 
gehen positive Effekte auf die Geburtenrate aus. Entgegen 
landläufigen, intuitiven Annahmen wirkt sich hingegen eine 
tiefe Erwerbstätigkeit der Frauen nicht positiv auf die Gebur-
tenrate aus: Länder mit einer geringen Erwerbsbeteiligung der 
Frauen weisen tiefe Geburtenraten aus, Länder mit einer hohen 
Erwerbsbeteilung der Frauen, die indes die Vereinbarkeit von 
Familien- und Erwerbstätigkeit fördern, haben hingegen eine 
vergleichsweise hohe Geburtenrate. Tiefe Geburtenraten sind 
nicht Ausdruck eines Wunsches, sondern weisen auf eine 
strukturell bedingte, mangelnde Vereinbarkeit zwischen der 
Familien- und Erwerbssphäre hin.
Dies macht deutlich, dass Familienpolitik als Genera-
tionenpolitik verstanden, in einem engen Zusammenhang mit 
allen Politikbereichen steht, welche die generationenüber-
greifende Entwicklung des Einzelnen und der Gemeinschaft 
beeinflussen. So betrachtet steht die Familienpolitik am Aus-
gangspunkt einer Generationenpolitik und ist der Impulsgeber 
für die Bildungs-, Arbeitsmarkt-, Sozial-, Transfer- und Fiskal-
politik sowie die Rechtssetzung, also ein zentraler Bereich der 
Gesellschaftspolitik.
6.2 | Generationenpolitik ist Bildungspolitik
Generationenpolitik ist ein umfassendes Bildungsprojekt. Wie 
im Kapitel 3.1 dargelegt, sind Sozialisation und Bildung in 
einem weit verstandenen Sinne den Generationenbeziehun-
gen eingeschrieben. Generativität meint auch die zunehmend 
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gegenseitige Vermittlung von Wissen zwischen den Genera-
tionen und dessen Transformation im Prozess der Aneignung. 
Unter Bildung wird hier das Humanvermögen verstanden, 
dessen drei Komponenten in formellen wie informellen Kon-
texten aufgebaut wird: Es sind dies die Daseinskompetenz oder 
das Vitalvermögen, die Befähigung, mit den alltäglichen Her-
ausforderungen, Widrigkeiten und Frustrationen konstruktiv 
umzugehen; die Fachkompetenz oder das Arbeitsvermögen im 
weitesten Sinne (Humankapital), die Befähigung zur Lösung 
qualifizierter Aufgaben in einer arbeitsteiligen Gesellschaft, 
sowie schliesslich die Sozialkompetenz (Sozialkapital), die 
Befähigung, verlässliche soziale Beziehungen einzugehen. 
Das Konzept des Humanvermögens stiftet die Verbindung 
zwischen den individuellen und gesellschaftlichen Gesichts-
punkten der Bildung und integriert deren ökonomische und 
nichtökonomische Aspekte.
Aus vier Gründen ist die Bildung im beschriebenen Sinne 
das zentrale Handlungsfeld der Generationenpolitik: 
– Über Bildung wird das Humanvermögen aufgebaut, 
Potenziale und Kapazitäten werden über den Lebens-
verlauf gestärkt und erhalten. 
– Bildung entscheidet über Lebenschancen und gewinnt 
in dem Masse als Zubringer zur Arbeitswelt an Bedeu-
tung, wie unqualifizierte Tätigkeiten verschwinden.
– Bildung, insbesondere in der frühen und frühesten 
Kindheit, ist ein wichtiges Instrument, um mehr 
Chancengleichheit herzustellen. 
–  Die Bildungsorganisation hat schliesslich einen 
erheblichen Einfluss auf die Herstellung von Chan-
cengleichheit und auf die Vereinbarkeit von Familie 
und Arbeit. 
– Weiterbildung in allen ihren Facetten und in allen 
Lebensphasen ist für die Entfaltung der Persönlich-
keit und die gesellschaftliche Teilhabe von zuneh-
mender Bedeutung.
Unbestritten ist, dass die frühe und früheste Kindheit für den 
Aufbau der psychischen, emotionalen und sozialen Kompeten-
zen konstitutiv ist und dass deshalb die Basis für eine erfolgrei-
che Bildung im familiären Kontext gelegt wird. Wie im Kapitel 
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6.1 dargelegt wurde, ist dies mit ein Grund, die Familie in ihren 
Grundfunktionen zu stärken und zu stützen. Dies ist indes nicht 
ausreichend, insofern wir in der Schweiz eine im internationa-
len Vergleich ausgeprägte soziale Vererbung der Bildungs- und 
damit in den meisten Fällen auch der weiteren Lebenschan-
cen feststellen: Die familiäre Herkunft, insbesondere der Bil-
dungsstatus der Eltern, entscheidet über den Bildungserfolg 
der Kinder. Damit entscheidet ein zugeschriebenes Kriterium 
über Lebenschancen, was mit einer liberalen Ordnung nicht 
vereinbar ist und das Prinzip der Chancengleichheit verletzt 
(siehe 3.4). Familienergänzende Bildungs- und Betreuungs-
angebote für Kinder tragen nachweislich zum Abbau dieser 
Chancenungleichheit bei, was insbesondere für zugewanderte 
Familien gilt. Die Forschung zeigt, dass Bildungsinvestitionen 
sich umso mehr lohnen, je früher diese erfolgen. Was in den 
formativen Jahren verpasst wurde, kann später oftmals nicht 
oder nur unter grossen Schwierigkeiten nachgeholt werden. 
Eine solide Erstbildung ist in den meisten Fällen auch Voraus-
setzung für die immer mehr zur Regel werdende lebenslange 
Weiterbildung.
Frühkindliche Bildung meint die Stärkung der individu-
ellen Ressourcen von Kindern in den ersten Lebensjahren im 
nichtschulischen Kontext. Die vielfältigen positiven Effekte 
der frühkindlichen Bildung können wie folgt zusammengefasst 
werden: Die frühkindliche Bildung erhöht die schulischen 
Chancen der Kinder und damit auch deren Arbeitsmarkts-
chancen (Bildungseffekt), die Eltern können ihre Erwerbszeit 
beibehalten oder ausdehnen (Einkommenseffekt), die Unter-
nehmen profitieren von einer geringeren Personalfluktuation 
(Einsparungseffekt), und die höheren Einkommen der Eltern 
wie die erwarteten höheren Einkommen der Kinder schaffen 
Mehreinnahmen, welche über Steuern und Abgaben auch der 
Finanzierung der sozialen Sicherheit zugute kommen (Fis-
kaleffekte). Einzuschliessen sind vermiedene Kosten und 
entgangene Gewinne, welche mangelnder Bildung zuzu-
schreiben sind. 
Eine veränderte Lebens- und Arbeitswelt verlangt im 
schulischen Kontext eine gleichwertige Förderung der drei 
Komponenten des Humanvermögens. Hoch arbeitsteilige 
Arbeitsprozesse, eine steigende Komplexität und hohe Flexibi-
lität erfordern nebst fachlichen Fähigkeiten ebenso Daseins- und 
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Sozialkompetenz. Auch mit Blick auf das sich verknappende 
Humankapital muss die gewaltige, auf die für das 19. Jahrhun-
dert typische Drei-Klassen-Gesellschaft ausgerichtete «Sor-
tiermaschine Schule» auf Integration umgestellt werden. Dies 
umso mehr, als viel Ideologie und Tradition und wenig Wissen 
die Selektionsmechanismen bestimmen. Integration bedeutet 
eine an den individuellen Potenzialen und der zunehmenden, 
auch kulturellen Verschiedenheit der SchülerInnen orientierte 
Förderung. Eine individualisierte Bildung und Förderung ver-
langt Durchlässigkeit, Übergänge, Anschlussfähigkeit und 
Brückenangebote zwischen den verschiedenen Stufen und 
Schultypen. Besondere Aufmerksamkeit ist der Vorbereitung, 
Gestaltung und Optimierung des Eintritts in das formale Bil-
dungssystem sowie den Übergängen in höhere Bildungsstufen 
und in die Berufsbildung und später in den Beruf zu schenken. 
Von Kantonen und Gemeinden müssen in Zusammenarbeit 
mit den Organisationen der Arbeitswelt insbesondere Ange-
bote für jene 16- bis 18-Jährigen geschaffen werden, die ihre 
obligatorische Schulzeit abgeschlossen haben und ihre Aus-
bildung weder in der Schule noch im Beruf fortsetzen. Diese 
zwei Jahre, in denen weder eine Zuständigkeit der Schule 
noch der Sozialbehörden besteht, wirken sich meistens nega-
tiv auf die weiteren Lebensoptionen dieser besonders verletz-
lichen Gruppe aus (siehe 6.5).
Die heute zur Regel gewordene Weiterbildung ist primär 
Aufgabe und Verpflichtung der Organisationen der Arbeits-
welt. Der Staat hat für klare Profile, Transparenz, national gül-
tige Leistungsstandards und die Qualitätssicherung zu sorgen 
sowie für die im gesetzlichen Rahmen vorgesehene Mitfinan-
zierung. Weiterbildung ist das Instrument, um die Arbeitskraft 
langfristig zu erhalten und das frühzeitige Ausscheiden von 
Personen aus dem Arbeitsprozess zu verhindern (siehe 6.3). 
International vergleichende Studien zeigen überdies, dass 
Bildungsinvestitionen in die am schlechtesten qualifizierten 
Arbeitnehmenden volkswirtschaftlich besonders lohnend sind.
Die schulische Bildungsorganisation hat schliesslich einen 
erheblichen Einfluss auf die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. Die notwendigen Massnahmen sind bestens bekannt: 
Gefordert sind frühe Einschulung, Blockzeiten und Tagesstruk-
turen. Diese Massnahmen tragen überdies auch zur Erhöhung 
der Chancengleichheit bei (siehe 6.1).
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Auch politisch ist unbestritten, dass Bildung die wichtigs-
te strategische Investition in die Zukunft von Individuen und 
Gesellschaft ist. Die entsprechenden Konsequenzen müssen 
daher gezogen werden. Da Bildung zukünftiges, steuerbares 
Einkommen generiert, ist es begründet, Bildungsausgaben 
von Steuern zu befreien. Dies gilt für Bildungsausgaben für 
Kinder ebenso wie für die Weiterbildung. Wie die Schule, so 
sind auch die frühkindlichen Bildungseinrichtungen kostenfrei 
anzubieten, da der private Nutzen deutlich kleiner ist als der 
gesamte volkswirtschaftliche Nutzen. Die heute komplizierten 
Finanzierungsmechanismen gehen überdies mit unerwünsch-
ten negativen Effekten einher, verursachen administrativen 
Aufwand und verletzen wegen ihrer kommunal und kanto-
nal unterschiedlichen Ausgestaltung überdies das Gebot der 
Gleichbehandlung (siehe 6.4).
6.3 | Organisation des Erwerbslebens
Die hohe Erwerbsintegration über alle Altersgruppen ist ein 
deklariertes Ziel der Generationenpolitik. Damit wird dem 
Prinzip der Teilhabegerechtigkeit, den Bedürfnissen einer 
grossen Mehrheit der Bevölkerung sowie der Notwendigkeit 
entsprochen, das sich verknappende Humanvermögen optimal 
zu nutzen. Eine nachhaltige Nutzung schliesst indes die Pflege 
und den Erhalt des Arbeitsvermögens ein.
Flexible Arbeitsmärkte vorausgesetzt und von konjunktu-
rellen Schwankungen abgesehen, bestimmen im Wesentlichen 
vier Determinanten über den Eintritt sowie die Verweildauer 
im Arbeitsprozess: (1) Qualifikationen, die in einem lebens-
langen Bildungsprozess erworben, aktualisiert, angepasst und 
gepflegt werden, (2) die Erwerbsorganisation, (3) das Salärsys-
tem über die Lebenszeit und (4) Anreize, die von den sozialen 
Sicherungssystemen und der Transfer- und Fiskalpolitik gesetzt 
werden. Die beiden erstgenannten Determinanten werden in 
den Kapiteln 6.2, 6.4 und 6.5 abgehandelt, weshalb wir hier 
kurz das Salärsystem betrachten und uns auf die aus Sicht der 
Generationenpolitik besonders bedeutsame Erwerbsorganisa-
tion konzentrieren.
Keine unerwünschten Effekte auf die Arbeitsintegration 
kann allein ein konsequent leistungsorientiertes Salärsystem 
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garantieren, welches dem Grundsatz gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit folgt. Weder das Geschlecht noch das Alter dürfen sich 
positiv oder negativ auf die Lohnhöhe auswirken (siehe 3.4). 
Die gleiche Entlöhnung von Mann und Frau führen indirekt 
auch zu einer Aufwertung der vorwiegend von Frauen geleiste-
ten Sorgearbeit. Noch sind steigende Löhne über den Lebens-
verlauf häufig und das «Anciennitätsprinzip» findet auch dann 
Beachtung, wenn zunehmende Erfahrung nicht mit höherer 
Produktivität verbunden ist. Automatisch höhere Löhne für 
ältere Arbeitnehmer fördern jedoch tendenziell deren Aus-
schluss, da ein Anreiz besteht, teure Arbeitskraft durch billi-
gere Arbeitskraft zu ersetzen. Ebenso wenig ist es sinnvoll, die 
Löhne von älteren Arbeitnehmenden mit dem Ziel zu erhöhen, 
deren Frühpensionierung zu ermöglichen. Löhne dürfen und 
sollen über den Lebensverlauf der Leistungsfähigkeit angepasst 
werden. Selbstverständlich bleibt jedoch das in der Regel mit 
der Verweildauer im Betrieb steigende Erfahrungswissen legiti-
mes, leistungsorientiertes Kriterium für die Lohnbemessung.
Mit flexiblen Pensen und Arbeitszeiten, aber auch gere-
gelten Auszeiten lassen sich zentrale Postulate der Generatio-
nenpolitik einlösen und wird einem über alle Altersgruppen 
hinweg ausgewiesenen Bedarf und Wunsch entsprochen: Die 
Weiterbildung von jüngeren wie älteren Arbeitnehmen-
den wird ermöglicht, die Vereinbarkeit von Familien- und 
Erwerbstätigkeit entscheidend gefördert, der Verbleib älterer 
Arbeitnehmender im Arbeitsprozess erleichtert und über alle 
Altersgruppen hinweg dem Verschleiss der Arbeitskraft entge-
gengewirkt. Auszeiten schaffen schliesslich Voraussetzungen, 
um ausserordentliche, zeitlich befristete individuelle und fami-
liäre Situationen zu bewältigen. Noch liegt es in der Macht und 
Verantwortung der Organisationen der Erwerbswelt, eine neue 
Zeitpolitik zu begründen, welche die Erwerbszeit verlängert, 
aber zugleich Raum für die übrigen Lebensaufgaben lässt. In 
Form von höherer Motivation und Produktivität, reduzierten 
Absenzen und geringeren Fluktuationsraten rechnen sich ent-
sprechende Massnahmen im «Wettbewerb um Talente» auch 
betriebswirtschaftlich.
Sicher ist, dass ein Modell, welches Berufskarriere, Fami-
liengründung und Vermögensaufbau auf eine immer kürzere 
Lebensspanne verkürzt, nicht haltbar ist und das Humanvermö-
gen mit kostenintensiven Folgen für die gesamte Gesellschaft 
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frühzeitig verschleisst. So ist es betriebs- wie volkswirtschaft-
lich sinnvoll, Pflege- und Betreuungsauszeiten im Obliga-
tionenrecht verbindlich zu regeln. Wichtig wäre, dass diese 
zeitlich begrenzte Auszeit sowohl von Arbeitnehmenden wie 
vom Arbeitgeber flexibel und den Bedürfnissen entsprechend 
eingesetzt werden kann. Die Auszeit für die Pflege und Betreu-
ung von Kindern oder Angehörigen müsste als Individualrecht 
für alle Arbeitnehmenden unabhängig vom Geschlecht konzi-
piert werden. Gesetzlich zu sichern sind der Kündigungsschutz, 
die Arbeitsplatzgarantie sowie die Einkommensersatzraten.
Die Forschung belegt, dass biologisch fassbare Alterungs-
prozesse für die Begrenzung der Tätigkeitsdauer von unterge-
ordneter Bedeutung sind. Selbstverständlich wandelt sich die 
biologisch determinierte Leistungsfähigkeit im Lebensverlauf 
stetig, doch nimmt diese nicht einfach ab, sondern weist eine 
andere Qualität auf (siehe 3.2). Entscheidend ist, ob die Arbeits-
organisation darauf ausgerichtet ist, die Tätigkeiten geänderten 
Erfordernissen anzupassen oder nicht. Verschiedene Studien 
zeigen, dass Personen mit dem höchsten Qualifikationsniveau 
die höchste Beschäftigungsquote und die längste Verweildauer 
im Arbeitsprozess aufweisen. Je höher die Qualifikation, je 
anspruchsvoller, schwieriger und besser entlöhnt eine Tätigkeit 
ist, desto höher liegt die Altersgrenze zu deren Ausübung. Was 
höher Qualifizierten den Verbleib im Arbeitsprozess ermög-
licht, sind in erster Linie horizontale und vertikale Karrieren, 
die ihnen einen Tätigkeitswechsel ermöglichen, der ihren sich 
wandelnden Fähigkeiten entspricht. Was den Verbleib von 
schlecht Qualifizierten im Arbeitsprozess begrenzt, ist das 
weitgehende Fehlen solcher Tätigkeitswechsel. Die Dauer der 
Erwerbstätigkeit hängt also in einem hohen Masse von der 
Arbeitsorganisation ab und ist damit auch sozial bedingt. Was 
Menschen im Arbeitsprozess vorzeitig altern lässt, sind virtuose 
Spezialisierungen, die in qualifikatorische Sackgassen führen 
und ein rasches Veralten dieser Kompetenzen nach sich ziehen, 
fehlende allgemeine Qualifikationen, welche den Tätigkeits-
wechsel erschweren, mangelnde, eigene Gestaltungsmöglich-
keiten und fehlende Laufbahnperspektiven. Der Erwerb neuer 
Qualifikationen, horizontale und vertikale Karrieren, Misch-
arbeitsplätze und absehbare Neuanfänge «verjüngen» hingegen 
die Menschen, weil sie dem Verschleiss von Qualifikationen, 
der Moral und des Rufes entgegenwirken. Die Stellung im 
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Betrieb, die Gestaltung der Arbeitsprozesse, die Laufbahnpla-
nung, die Anstellungspolitik und die Arbeitsmarktpolitik sind 
entscheidend und nicht das kalendarische Alter. 
Entsprechend verliert auch das am kalendarischen Alter 
orientierte administrative Alter, das AHV-Regelalter, seine nor-
mierende Kraft: Heute geht ein Drittel früher in Pension und 
ein Drittel setzt seine Erwerbstätigkeit darüber hinaus fort. Bei 
zwei Dritteln der Erwerbstätigen ist das AHV-Alter also bereits 
flexibilisiert, wie die differentielle Altersbetrachtung erwarten 
lässt (siehe 3.2). Ob jemand in die Frühpension geht oder über 
das AHV-Regelalter hinaus arbeitet, ist sozial bedingt. Wie 
verschiedene Studien zeigen, muss in der einen Hälfte der 
Fälle von einer erzwungenen Frühpensionierung bzw. einem 
frühzeitigen Verschleiss der Arbeitskraft (betriebsinternen 
Umstrukturierungen, Unternehmensschliessungen, Unfall, 
Krankheit, Invalidität) und in der anderen Hälfte der Fälle von 
positiven finanziellen Anreizen ausgegangen werden, die eine 
Kultur der Frühverrentung fördern. In beiden Fällen ist es eine 
kostenträchtige Bewältigung von Defiziten der Arbeitswelt. 
Über das Pensionsalter hinaus aktiv sind insbesondere Selb-
ständigerwerbende, Führungskräfte, Geistesarbeiter und Per-
sonen in kleinen Betrieben, wo offensichtlich der Mensch mit 
seinem Potenzial und nicht das kalendarische Alter entschei-
dend sind und weder der Verschleiss der Arbeitskraft noch 
ungestillte Freiheitssehnsüchte die Frühverrentung fördern. 
Verschiedene Studien zeigen ferner, dass viele derzeit nicht 
erwerbstätige Personen im Rentenalter bei entsprechenden 
Angeboten weiterhin erwerbstätig sein möchten. Da Neuan-
fänge wichtig sind, braucht es insbesondere für diese Gruppen 
Angebote: Investitionen in das Arbeitsvermögen von älteren 
Arbeitnehmenden, Teilzeitstellen, stufenweise Übergänge und 
Mentoring sind bekannte und vielerorts bereits mit Erfolg ein-
geführte Praktiken. Mit arbeitsorganisatorischen Massnahmen 
kann die Kultur der Frühverrentung gestoppt und die Lebens-
arbeitszeit ausgedehnt werden.
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6.4 | Für eine generationenverträgliche Fiskal-
 und Transferpolitik
Fiskal- und Transferpolitik ist immer auch Generationen-
politik, weil Mittel zwischen den Generationen und über den 
Lebensverlauf umverteilt werden. Die Fiskal- und Transferpo-
litik beeinflusst auch die Handlungsmöglichkeiten der Einzel-
nen wie der Familien. Bekannt und vielfach belegt ist, dass von 
der gegenwärtigen Fiskal- und Transferpolitik unerwünschte 
Erwerbsanreize insbesondere für Frauen und Familien ausge-
hen: Wegen der höheren Steuerbelastung bei Ehepaaren, höhe-
rer Kinderbetreuungstarife sowie des Verlusts von vergünstigten 
Krankenkassenprämien können sich zusätzliche eigene Erwerbs- 
und Sparleistungen nachteilig auswirken. Massiv kompliziert 
wird die Situation durch 26 unterschiedliche kantonale Einkom-
menssteuersysteme sowie hunderte von kommunalen Regelun-
gen zu einkommensabhängigen Tarifen. Wir konzentrieren uns 
daher auf Aspekte der Einkommensbesteuerung sowie Transfer-
leistungen, die für zwei zentrale Ziele der Generationenpolitik, 
die Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit und damit 
die Teilhabe aller an beiden Sphären, von besonders hoher 
Bedeutung sind (siehe 2). Unter Transferleistungen werden im 
Folgenden einkommensabhängige Zuwendungen sowie ein-
kommensabhängige Tarife verstanden. Die aus den Sozialver-
sicherungen sowie der Sozialhilfe fliessenden Leistungen sind 
indes Gegenstand des Kapitels 6.5. 
Bedarfsorientierte, einkommensabhängige Preise und 
Subventionen für Krankenkassenprämien, Wohnraum, Ausbil-
dung und Kinderbetreuung können sinnvoll zu sein. Übersehen 
wird jedoch häufig, dass die Voraussetzungen für deren Bezug 
erstens durch die Leistungsbezüger selbst beeinflusst werden 
können. Zweitens setzt der Leistungsbezug Informationen 
und Wissen voraus. Es ist anzunehmen, dass besser gebildete 
Personen in der Regel das Fiskal- und Transfersystem besser 
zu nutzen wissen. Für weniger gut gebildete, einkommens-
schwache Haushalte sind daher kostengünstige, öffentlich zur 
Verfügung gestellte Beratungsstellen von besonderer Bedeu-
tung. Drittens wirken Einkommenssteuern und einkommens-
abhängige Tarife wie Lenkungsabgaben: Sie beeinflussen das 
Erwerbsverhalten. Zahlreiche einkommensabhängige Subven-
tionen führen nämlich zu Schwelleneffekten: Ein zusätzlich 
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verdienter Franken kann das verfügbare Einkommen signi-
fikant reduzieren. Davon besonders betroffen sind Familien, 
da auch die Kinderbetreuungstarife bei einer Erhöhung des 
Erwerbspensums oder besserem Verdienst steigen. Damit unter-
laufen die genannten Schwelleneffekte die Anstrengungen für 
eine bessere Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit. 
Gemäss den Grundsätzen und Zielen der Generationenpolitik 
sollte die Fiskal- und Transferpolitik die Wahl zwischen ver-
schieden Lebensoptionen und -formen nicht einschränken oder 
präjudizieren bzw. gewählte Optionen nicht mit Vorteilen oder 
Nachteilen belegen. Ferner soll sie die Teilnahme am Erwerbs- 
und Familienleben ermöglichen und fördern.
Insbesondere Ehepaare, in denen beide Partner erwerbs-
tätig sind, haben oder sind konfrontiert mit teilweise exor-
bitanten Grenzsteuersätzen auf dem zweiten Verdienst. In 
Kombination mit einkommensabhängigen Tarifen und Sub-
ventionen kann dies dazu führen, dass das Zweiteinkommen 
das Haushalteinkommen nicht erhöht, sondern schmälert. Dies 
gilt insbesondere für gut gebildete Frauen mit zwei und mehr 
Kindern. Notwendig ist daher eine Vereinfachung des Fiskal- 
und Transfersystems mit dem Ziel, unerwünschte Anreize bei 
einkommensabhängigen Preisen und Tarifen zu beseitigen. Die 
Beachtung der nachfolgenden Grundsätze trägt dazu bei, diese 
Defizite zu beseitigen:
– Hinsichtlich der gewählten Lebensform sowie Arbeits-
teilung ist kein Steuermodell neutral: Das Voll- oder 
Teilsplitting stellt Einverdienerpaare mit einem hohen 
Einkommen Zweiverdienerpaaren mit zwei tiefen Ein-
kommen gleich und begünstigt Ehepaare gegenüber 
Konkubinatspaaren. Die Individualbesteuerung behan-
delt Ehe und Konkubinat gleich, begünstigt jedoch die 
egalitäre Arbeitsteilung. Sie trägt daher der Pluralität 
der Lebensformen, der von einer Mehrheit gewünsch-
ten und gelebten Beteiligung an der Familien- und 
Erwerbsarbeit besser Rechnung. Auch das Problem, 
dass eine in Zukunft steigende Zahl von Rentner-Ehe-
paaren mit zwei Renten deutlich mehr Steuern bezah-
len als Konkubinatspaare, wäre beseitigt.
– Mit einer einheitlichen Besteuerung der Erwerbs-, 
Vermögens- und Transfereinkommen bei gleichzei-
Umsetzung der Generationenpolitik
generation-12_01_2012.indd   Abs141 20.01.12   13:43
42
tiger Befreiung des Existenzminimums von der Ein-
kommenssteuer würden sich Sonderregelungen für 
Einkommen aus der Sozialhilfe oder Ergänzungsleis-
tungen erübrigen.
– Steuerabzüge auf dem geschuldeten Steuerbetrag für 
Betreuungskosten und die Ausbildung der Kinder sowie 
Aus- und Weiterbildungsausgaben sollten gewährt 
werden, da nicht nur die Gestehungskosten beim 
Erwerb, sondern auch die Generierung von künftigem 
Einkommen nicht besteuert werden sollte. Dies ist umso 
dringlicher, als das lebenslange Lernen für die Erwerbs-
integration weiter an Bedeutung gewinnt. Im Gegenzug 
könnten die gegenwärtig über 99 steuerlichen Spezial-
regeln, welche allein die Jahreseinnahmen des Bundes 
um einen Drittel verringern, deutlich reduziert werden.
– Im Unterschied zu einkommensabhängigen Tari-
fen und subventionierten Preisen zeitigen Steuerab-
züge auf dem geschuldeten Steuerbetrag, welche die 
Erwerbsbeteiligung oder Investitionen in das Human-
vermögen fördern, keine unerwünschten Effekte: 
Entsprechend tragen Steuerabzüge am besten zur 
Einlösung der generationenpolitischen Ziele bei.
Viele Subventionen bzw. Unterstützungen für Familien 
würden wegfallen, wenn ein flächendeckendes, öffentlich 
finanziertes Angebot an familienergänzenden, frühkindlichen 
Bildungseinrichtungen und Tagesschulen bereitgestellt würde 
(6.1). Gerechtfertigt ist eine öffentliche Finanzierung wegen der 
hohen positiven Effekte der frühkindlichen Bildung (siehe 6.2). 
Zudem würde die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienar-
beit zu vertretbaren Kosten deutlich verbessert und öffentliche 
Mittel effizient eingesetzt, da sich Bildungsinvestitionen in der 
Kindheit besonders auszahlen. Ebenso würde sich die Diskus-
sion über die steuerliche Behandlung der Fremd- und Eigen-
betreuung von Kindern erübrigen. Dies ist eine Diskussion 
über Lebens- und Familienformen, und es ist nicht am Staat, 
sondern an den Einzelnen, die ihnen angemessene Lebensform 
zu wählen. Schliesslich würden die mit dem Gleichheitsgebot 
und der Chancengerechtigkeit nicht zu vereinbarenden, äus-
serst ausgeprägten Tarifunterschiede zwischen verschiedenen 
Gemeinden und Kantonen beseitigt.
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Mit Blick auf das Generationenverhältnis wird unter fis-
kalpolitischen Aspekten gegenwärtig nahezu ausschliesslich 
die steigende Staatsverschuldung debattiert. Als generatio-
nenverträglich und nachhaltig gilt eine Finanzierung des 
öffentlichen Haushaltes und der Sozialwerke, welche künftige 
Generationen nicht mit Schulden belastet. Dies ist nicht falsch, 
doch ist die aus diesem Grundsatz abgeleitete Massnahme, 
Sparen an allen Ecken und Enden, nicht schlüssig. Sparmass-
nahmen im Bildungsbereich, aber auch bei Infrastrukturen, 
welche der Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit 
dienen, entlasten künftige Generationen nicht, sondern belas-
ten diese. Ausbleibende Investitionen in das Humanvermögen 
sind nicht nachhaltig. Wie wiederholt dargelegt: Anliegen und 
Ziel der Generationenpolitik ist nicht die Mehrung des finanzi-
ellen Kapitals, sondern die Förderung des Humanvermögens. 
Eine nachhaltigere Finanzierung des öffentlichen Haushaltes 
wie der Sozialwerke verspricht sich die Generationenpolitik 
vom Humanvermögen sowie von der Vereinbarkeit von Fami-
lien- und Erwerbsarbeit und der dadurch ermöglichten, hohen 
Erwerbsbeteiligung (siehe 2).
6.5 | Implikationen der Generationenpolitik
 für das soziale Sicherungssystem
Vorausgesetzt wird, dass das soziale Sicherungssystem als 
Generationenprojekt verstanden und anerkannt wird. Im 
Lebensverlauf und in der Generationenfolge regelt es in hohem 
Masse die Beziehungen zwischen drei Generationen, in abseh-
barer Zeit zwischen vier Generationen. Besondere Verpflich-
tungen fallen dabei den aktiven Generationen gegenüber den 
aus unterschiedlichen Gründen und mit unterschiedlichem 
Gewicht als «abhängig» gedachten Kindern und Jugendlichen 
sowie den nicht mehr erwerbstätigen älteren Personen zu. Die 
gegenseitige Angewiesenheit der Generationen legitimiert die 
mehrheitlich als solidarisches Nehmen und Geben konzipier-
ten Finanzierungsmechanismen zwischen den Generationen. 
Genuine Aufgabe des sozialen Sicherungssystems ist es, die 
Absicherung gegen individuell nicht zu tragende Lebensrisi-
ken kollektiv und generationenübergreifend zu organisieren. 
Seine Ausgestaltung, die ergriffenen Massnahmen und die 
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damit gesetzten Möglichkeiten und Anreize wirken sich auf die 
Erwerbs- und Familien- bzw. Sorgearbeit aus. Dies ist nicht 
bloss für die Finanzierung des sozialen Sicherungssystems 
von Relevanz, sondern auch generationenpolitisch bedeutsam. 
Weit fortgeschritten ist die Diskussion über die Auswirkungen 
der sozialen Sicherung auf die Erwerbsarbeit. Erst am Beginn 
steht die Diskussion für die mehrheitlich in der Familie geleis-
tete Sorgearbeit. Die Effekte des sozialen Sicherungssystems 
auf die Erwerbs- und Familienarbeit werden hier für die Alters-
sicherung mit ihren drei Säulen sowie für die der Absicherung 
der Lebensführung bei vorübergehender oder dauerhafter Ein-
schränkung der Erwerbstätigkeit dienende Arbeitslosenversi-
cherung (ALV), Invalidenversicherung (IV) und Sozialhilfe 
sowie das System der Ergänzungsleistungen (EL) diskutiert. 
6.5.1 | Zusammenhänge zwischen sozialer Sicherung und 
Erwerbsbeteiligung in der Generationenperspektive
Bekanntlich sind die drei Säulen der Alterssicherung höchst 
unterschiedlich konstruiert und auch nicht gleichwertig in 
ihrer Bedeutung. Entsprechend sind sie in ihrer heutigen Aus-
gestaltung mit den Zielen und Grundsätzen einer Generatio-
nenpolitik in unterschiedlichem Masse vereinbar. Mit Blick 
auf die Erwerbsarbeit verdienen sie hohe Aufmerksamkeit, 
weil ihre Regelungen gesellschaftlich wie wirtschaftlich den 
Zeitpunkt definieren, in welchem sich jemand freiwillig aus 
dem Erwerbsleben zurückziehen kann und soll.
Als universell konzipierte Versicherung umfasst die 
AHV die gesamte Bevölkerung, und sie kombiniert Versi-
cherungsprinzip und Solidarelemente. In Verbindung mit den 
Ergänzungsleistungen vermag sie die angemessene Existenz-
sicherung zu garantieren, verfügt damit über einen hohen Wir-
kungsgrad und stellt für zahlreiche ältere Personen weiterhin 
die wichtigste Einkommensquelle dar. Sie zeichnet sich durch 
ein einfaches und transparentes Konzept aus, verfügt als Volks-
versicherung auch über eine breite Finanzierungsbasis und 
geniesst daher ein hohes Vertrauen im Volk. Anpassungsbedarf 
besteht beim AHV-Regelalter 65, das seine normierende Kraft 
in der Realität eingebüsst hat: Ein Drittel der Erwerbstätigen 
gehen früher und ein Drittel der Erwerbstätigen gehen später 
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in Pension. Diese Befunde legen es nahe, die Flexibilität des 
Erwerbsausstiegs weiter zu verbessern, hingegen am einfachen 
und transparenten Referenzalter 65 als Bemessungsgrundlage 
für die ordentliche Rente festzuhalten. Lohngleichheit voraus-
gesetzt, ist indes für Frauen wie Männer dasselbe Referenzalter 
vorzusehen. Dessen schrittweise Anpassung an die durch-
schnittlich steigende Lebenserwartung bleibt vorbehalten. 
Die Flexibilisierung kann durch versicherungstechnisch kor-
rekte (Teil-)Rentenvorbezüge ab 60 Jahren und altersmässig 
unbegrenzte (Teil-)Rentenaufschübe realisiert werden. Sofern 
selbständig finanziert, ist das frühzeitige Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben möglich; dem Verbleib im Erwerbsleben sollen 
hingegen keine institutionellen, altersmässigen Grenzen gesetzt 
werden, wie dies heute noch in allen drei Säulen der Alterssi-
cherung der Fall ist. Zu prüfen wäre hingegen, ob die Altersar-
beit durch reduzierte Sozialabgaben zu fördern sei, namentlich 
im Bereich der beruflichen Vorsorge. Weitere kleinere Anpas-
sungen sind gemäss den Grundsätzen der Generationenpolitik 
angezeigt: Verheiratete und Konkubinatspaare sollten in ihren 
Rentenansprüchen längerfristig gleichgestellt werden. Ebenso 
sind Witwen und Witwer gleich zu behandeln. In der ersten 
Säule verdienen Erwerbs- und Familienarbeit eine vollständige 
und gleichwertige Anerkennung.
Weit stärker werden die Ziele und Grundsätze der Gene-
rationenpolitik durch die berufliche Vorsorge (2. Säule) und 
das private, steuerprivilegierte Alterssparen (Säule 3a) in 
Frage gestellt oder verletzt: Die Steuerabzugsmöglichkeiten 
im überobligatorischen Bereich der zweiten Säule sowie in der 
Säule 3a setzen Anreize, die faktisch zu einem, mit der Wahl-
freiheit kaum vereinbaren «Zwangssparen» führen. Die Pen-
sionskassen in ihrer heutigen Ausgestaltung sowie die dritte 
Säule fördern die Kultur der Frühverrentung, laufen daher dem 
Ziel einer aktiven Teilhabe entgegen. Ebenso wird das Prinzip 
der Chancengerechtigkeit verletzt, weil einkommensschwa-
che Kreise keinen Zugang zur zweiten Säule haben und bloss 
eine Minderheit von steuerprivilegierten Alterssparern im 
überobligatorischen Teil der zweiten Säule sowie in der drit-
ten Säule profitiert. Die vielen zulässigen Vorbezüge bzw. die 
Möglichkeit des Kapitalbezugs bei Erreichen des Rentenalters 
im Rahmen der zweiten Säule gefährden ferner die Leistungs-
gerechtigkeit: Vorbezüge können das Alterskapital in einem 
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Umfang schmälern, dass später Ergänzungsleistungen notwen-
dig werden; in diesen Fällen kommt letztlich die Allgemeinheit 
für die Finanzierung von Frühpensionierungen sowie Wohneigen-
tum auf. Das steuerbegünstigte Alterssparen führt schliesslich zu 
einer im heutigen Ausmass nicht erwünschten Konzentration von 
Einkommen und Vermögen auf das letzte Lebensdrittel.
Die Frühpensionierung soll möglich sein. Diese muss indes 
versicherungstechnisch neutral erfolgen. Von der zweiten Säule 
ausgehende finanzielle Anreize zur Frühpensionierung sind zu 
beseitigen. Wegen der zu erwartenden Betreuungs- und Pflege-
kosten sollte das für die Absicherung der Lebensführung not-
wendige Vorsorgekapital zurückbehalten und Vorbezüge und 
anderweitige Verwendungen sollten eingeschränkt werden. 
Angezeigt ist ferner, den einkommensschwachen Kreisen den 
Zugang zur zweiten Säule zu erleichtern, hingegen die steuerli-
che Begünstigung im überobligatorischen Teil zu beschränken. 
Eine gänzliche Privatisierung des überobligatorischen Teils ist 
zu prüfen. Heute nicht mehr gerechtfertigte, altersabhängige 
Beitragssätze, welche die Erwerbschancen von älteren Arbeit-
nehmern einschränken, sollten durch einen konstanten Bei-
tragssatz abgelöst werden.
Hohe Belastungen für das EL-System sowie die öffent-
liche Hand und unerwünschte Spar- und Entsparanreize zei-
tigt gegenwärtig die Pflegefinanzierung. Eine Versicherung 
würde hier die effizientere Lösung darstellen. Die Einführung 
einer obligatorischen Pflegekostenversicherung ab 55 oder 60 
Jahren, die organisatorisch als eigene Einheit bei der Kranken-
versicherung oder den EL angegliedert werden könnte, ist in 
Betracht zu ziehen.
Einfluss auf die Erwerbsbeteiligung haben die Sozialwerke, 
welche der Absicherung der Lebensführung bei vorüberge-
hender oder dauerhafter Einschränkung der Erwerbstätigkeit 
dienen, die Arbeitslosenversicherung (ALV), die Invaliden-
versicherung (IV) sowie die Sozialhilfe. Zahlreiche Studien 
zeigen, dass den drei Sozialwerken die gewünschte Integra-
tion ihrer Leistungsbezüger in den Arbeitsmarkt nicht optimal 
gelingt. Verbessern liessen sich
– das Zusammenspiel dieser drei Versicherungswerke;
– die durch sie gesetzten Anreize
– und die Betreuung der Leistungsbezüger.
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Über einen Ausbau des allgemeinen Teils des Sozialversi-
cherungsrechtes liesse sich eine Harmonisierung der Verfah-
ren, der Referenzeinkommen, der Leistungsniveaus und der 
Grundsicherung in der ALV, der IV und Teilen der Sozialhilfe 
erreichen. Über einen gemeinsam Pool von Mitteln könnte 
die Gesamtheit der gegenüber dem Klienten erbrachten Leis-
tungen aus einer Hand erfolgen. Ohne eine Zusammenlegung 
dieser drei unterschiedlich finanzierten Sozialwerke liesse sich 
in dieser Weise eine allgemeine Erwerbsversicherung realisie-
ren, deren Vorteile auf der Hand liegen: Die heute zwischen 
den drei Akteuren herrschende Konkurrenz um Arbeitsplätze 
nähme wie das bisweilen beobachtbare Hin- und Herschieben 
der «Fälle» ein Ende. Leistungsbezüger würden über einen 
Ansprechpartner verfügen. Es ist anzunehmen, dass die Bera-
tung, Begleitung und Betreuung aus einer Hand, ein eigentliches 
Fallmanagement, zu höheren Erfolgen bei der Erwerbsintegra-
tion führt. Diese strukturelle, aber auch substanzielle Reform 
ist allein zweifellos nicht ausreichend. Die Arbeitsmarktinte-
gration sollte nicht nur aus einer Hand erfolgen, sondern auch 
über eine längere Zeitphase dauern und intensiviert werden. 
Da der freie Arbeitsmarkt nicht genügend geeignete Stellen 
anzubieten vermag, ist über Quoten für nicht oder prekär im 
Arbeitsmarktsystem integrierte Personen in Grossbetrie-
ben nachzudenken. Teilzeitstellen und Teillohnsysteme bzw. 
unterstützte Stellen, bei welchen ein Teil der Entlöhnung über 
die öffentliche Hand erfolgt, sind weitere Optionen. Andere 
Formen des sekundären Arbeitsmarkts sind zu prüfen.
Förderung in Form von Aktivierungs-, Qualifizierungs-, 
Bildungs-, Beratungs- und Begleitmassnahmen ist umso 
wirksamer, je besser der Leistungsgerechtigkeit Rechnung 
getragen wird. Erwerbstätigkeit soll sich lohnen. Leistungen 
aus den sozialen Sicherungssystemen für Erwerbsfähige sind 
dementsprechend spürbar tiefer anzusetzen als das potenziell 
erzielbare Einkommen im primären oder sekundären Arbeits-
markt. Wesentliche Verhaltensänderungen sind zu erwarten, 
wenn Kooperation nicht nur belohnt, sondern Nichtkoopera-
tion auch sanktioniert wird: Leistungsreduktionen sollen mög-
lich sein und auch eine vereinheitlichte Grundsicherung kann 
an Mitwirkungspflichten geknüpft werden. Um eine spürbare 
Belohnung der Mitwirkung zu erreichen, ist Letztere tief anzu-
setzen. Zentral ist schliesslich die systematische Beseitigung 
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von Schwelleneffekten in allen Bereichen: Für die Leistungs-
bezüger sollen sich ihre Erwerbsanstrengungen an jedem Punkt 
ihrer Karriere lohnen und auszahlen. Zu verhindern ist daher, 
dass Reduktionen der bisher erhaltenen Leistungen zusätzlich 
erzieltes Einkommen vollständig kompensieren. Die Befreiung 
des Existenzminimums von den Einkommenssteuern, stufenlose 
Bedarfsleistungssysteme und eine moderate Besteuerung des 
«selbstverdienten» Frankens sind die einzuschlagenden Wege.
Studien zeigen schliesslich, dass das System der Ergän-
zungsleistungen (EL) mit Ausnahmen gut funktioniert. Auswir-
kung hat die EL auf den Zeitpunkt der Pensionierung bei tieferen 
und mittleren Einkommen. Faktisch wird damit einkommens-
schwächeren Kreisen die Frühpensionierung abgefedert, was 
als legitim erscheint, da der Verschleiss der Arbeitskraft bei 
Tieflohngruppen oft besonders hoch ist. Der mögliche Bezug 
von EL wegen eines vorzeitigen Kapitalbezugs aus der Pen-
sionskasse sowie mögliche Gegenmassnahmen wurden bereits 
diskutiert. Fehlanreize insbesondere für niedrige Einkommen 
gehen indes von der EL im Rahmen der Invalidenversicherung 
aus. Auch die diesbezüglichen Gegenmassnahmen wurden 
bereits aufgeführt: ein relativ tiefes, wenig attraktives Niveau 
der Grundsicherung für Erwerbsfähige sowie die Beseitigung 
von Schwelleneffekten.
6.5.2 | Die Anerkennung und soziale Absicherung
 der Sorgearbeit
Mit der zunehmenden, bereits gelebten und auch gewünschten 
Beteiligung beider Eltern an der Familien- und Erwerbsarbeit 
stellt sich die Frage nach der sozialen Absicherung der Sor-
gearbeit ausserhalb des klassischen Ernährermodells. Sorge-
arbeit erübrigt sich auch dann nicht, wenn die Kinder tagsüber 
familienergänzend betreut werden. Sie gewinnt auch mit dem 
steigenden Pflegebedarf von älteren Personen in Zukunft an 
Bedeutung. Ebenso wenig lässt sich Sorgearbeit rationalisieren: 
Eine Stunde Kinderbetreuung lässt sich nicht in 30 Minuten 
leisten. Längerfristig muss daher das soziale Sicherungssys-
tem, dessen implizite Referenz immer noch der Alleinernäh-
rer ist, auf das «Dual-Earner-Dual-Carer-Modell» ausgerichtet 
werden. Dies bedeutet zugleich eine vom Geschlecht unabhän-
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gige Teilung der Erwerbs- und Familienarbeit. Dies ist gesell-
schaftlich und wirtschaftlich sinnvoll und entspricht den heute 
jedenfalls bis zur Familiengründung gelebten und gewünschten 
Lebensformen der jungen Generationen. Die Erwerbsbeteili-
gung von Frauen und Männern ist für Familien auch sozialpo-
litisch sinnvoll, da stabile Einkommensverhältnisse nicht mehr 
als selbstverständlich vorausgesetzt werden können. Auch 
wenn sich dieses neue Modell nur langfristig realisieren lässt, 
ist hier und jetzt über die Frage nachzudenken, wie die unbe-
zahlte Sorgearbeit im Sozialsystem abgesichert werden kann. 
Kleine Schritte auf dem langen Weg zum Ziel könnten denn 
auch umgehend unternommen werden.
Vorauszuschicken ist, dass Infrastrukturen, welche der 
Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit dienen, von 
grösster Wichtigkeit und Dringlichkeit sind: Sie entlasten 
Familien in ihren Betreuungspflichten gegenüber Kindern 
und unterstützungs- oder pflegebedürftigen Angehörigen und 
stärken zugleich ihre Kapazitäten (siehe 6.1 und 6.2). Ferner 
sind rechtlich und finanziell abgesicherte Pflegeauszeiten oder 
pflegebedingte Pensenreduktionen ein wirksames Instrument 
(siehe 6.3). Wegen ihrer positiven externen Effekte tragen diese 
Massnahmen kostengünstig dazu bei, dass jenen, die Sorgear-
beit leisten, Erwerbsarbeit ermöglicht wird. Die soziale Absi-
cherung der Familienarbeit entschärft sich in dem Masse, wie 
deren Träger über die Erwerbsarbeit Zugang zu den sozialen 
Sicherungssystemen haben. Schliesslich ist den Kinderkos-
ten fiskalisch angemessen Rechnung zu tragen und eine vom 
Zivilstand unabhängige Besteuerung der verschiedenen Fami-
lienformen zu realisieren (siehe 6.4).
Mit der Einführung von Erziehungs- und Betreuungs-
gutschriften wird die Sorgearbeit im Rahmen der AHV heute 
weitgehend abgesichert. Korrekturen bei den Betreuungsgut-
schriften wurden eingeleitet. Auf längere Frist ist eine zivil-
standsunabhängige Rente sowie Gleichstellung von Witwen 
und Witwern anzustreben, so dass nicht mehr das Geschlecht, 
sondern die effektiv geleistete Familienarbeit als Kriterium für 
die Bemessung der Rente dient. Mit Rücksicht auf die Plura-
lisierung der Lebensformen ist schliesslich die Ausdehnung 
der Betreuungsgutschriften auf unverheiratete Lebenspartner-
Innen und weitere nahestehende Personen zu prüfen. Rasch 
liesse sich der Zugang und damit die Alterssicherung derjenigen, 
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die Sorgearbeit leisten und daher nur reduzierte Erwerbspensen 
wahrnehmen können, durch eine Absenkung der Einkommens-
schwelle bei den Pensionskassen verbessern. Ferner sollte sich die 
Alterssicherung nicht verschlechtern, wenn ein Paar eine egalitäre 
Arbeitsteilung wählt, und bei einer Scheidung ist ein vollständiger 
Vorsorgeausgleich vorzusehen. Ein Vorsorgeausgleich ist auch bei 
unverheirateten Eltern angezeigt, sofern ein Elternteil den über-
wiegenden Teil der Sorgearbeit übernommen hat. Bei der Inva-
lidenversicherung drängt sich eine Überprüfung und Anpassung 
der Bemessungsgrundlagen für die Sorgearbeit auf.
Handlungsbedarf besteht bei der Arbeitslosenversiche-
rung, die auf den männlichen Haupternährer zugeschnitten 
ist und den Vereinbarkeitsproblemen nicht genügend Rech-
nung trägt. Beschränkt wird der Zugang durch die Beurtei-
lung der Vermittelbarkeit und der Zumutbarkeit. So ist die 
weit verbreitete Praxis, von Müttern, aber nicht von Vätern 
einen Betreuungsnachweis während der Arbeitszeit zu verlan-
gen, diskriminierend. Ebenso bedarf die Zumutbarkeit einer 
mit den Betreuungspflichten kompatiblen Regelung. Ferner 
sollen Erziehungszeiten auch bei durch Sorgearbeit bedingten 
Pensenreduktionen angerechnet und Pflege- sowie Betreu-
ungsaufgaben bei den Rahmenfristen berücksichtigt werden. 
Wirtschaftlich wie gesellschaftlich sinnvoll ist es schliesslich, 
auch Menschen in prekären Arbeitsverhältnissen oder Unter-
beschäftigten ohne ALV-Berechtigung den Zugang zu persön-
licher Beratung und Förderung zu gewähren.
Spezifische Massnahmen benötigen insbesondere Alleiner-
ziehende und deren Kinder, da die Familien- und Erwerbsarbeit 
in der Regel zur Hauptsache von einer Person geleistet wird. 
Spezifische Anpassungen drängen sich im Unterhaltsrecht und 
der Alimentenhilfe auf. Sieht man von einer vollständigen Neu-
konzeption ab, so könnten im Sinne einer Sofortmassnahme die 
Unterhaltsbeiträge am Bedarf des Kindes und nicht an der finanzi-
ellen Lage des unterhaltsberechtigten Elternteils orientiert werden. 
Als Referenzgrösse bietet sich auch für die Bevorschussung die 
maximale einfache Waisenrente an. Durch die frühzeitige Förde-
rung von Alleinerziehenden und Unterstützung beim beruflichen 
(Wieder-)Einstieg kann auch die Sozialhilfe zur Absicherung 
dieser besonders verletzlichen Gruppe beitragen.
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6.6 | Familien- und Erbrecht
Die Gestaltung familiären Lebens zu Lebzeiten und danach 
die erbrechtliche Gestaltung sind (privat-)rechtliche Ausprä-
gungen der Privatautonomie, aber auch der verfassungs- und 
menschenrechtlich geschützten Freiheit der Gestaltung von 
Leben und Beziehung in individueller Art. In diesen zwischen-
menschlichen, freundschaftlichen und (unabhängig von der 
rechtlichen Form regelmässig) als «familiär» zu bezeichnen-
den Strukturen leben Generationen zwar räumlich manchmal 
distanzierter, durch die schicksalhaften Beziehungsverläufe 
zuweilen getrennt und auch wieder vereint, aber doch biogra-
phisch verflochten (siehe 3.1). Dieses Zusammenspiel ist Teil 
der Generativität (siehe 6.1).
6.6.1 | Familienrechtliche Entwicklung
Zunächst das partnerschaftliche(re) Eherecht von 1988, dann 
die Anerkennung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften durch 
das PartG seit 2007 und zuletzt nun die breite Unterstützung der 
Motion Gutzwiller (10.3524) in beiden Räten, welche erwei-
terte Verfügungsspielräume im Erbrecht schaffen will (nicht 
zulasten der bisher Berechtigten, deren gesetzliche Erbanteile 
unverändert bleiben): Diese Vorgänge zeigen, dass Generatio-
nen auch im Bereich des Privatrechts nach wie vor eng vernetzt 
sind bzw. die Qualität ihrer Vernetzung zu überdenken und den 
vielfältigeren Formen wechselseitiger Verantwortung unter 
Mitmenschen und Generationen anzupassen ist. Die Motion 
Gutzwiller möchte durch Anpassungen der Pflichtteilsquo-
ten den Spielraum für individuelle Anpassungen in Stief- und 
Patchworkbeziehungen, bei unverheirateten Paaren, aber auch 
im Falle von KMU-Nachfolgelösungen erweitern. 
Dass dieser innerfamiliäre Spielraum durch die aktuelle 
Erbschaftssteuerdiskussion wieder beschnitten würde (wobei 
die kantonal divergierenden Erbschaftssteuermodelle schon 
heute dazu tendieren, die schmale bundeszivilrechtliche 
Testierfreiheit massiv zu beschneiden) und selbstverständ-
lich auch das Steuerrecht insgesamt auf seine Generationen-
verträglichkeit zu prüfen wäre (siehe 6.4), ist an dieser Stelle 
einfach festzuhalten. Erbschafts- und Schenkungssteuern als 
Umsetzung der Generationenpolitik
generation-12_01_2012.indd   Abs151 20.01.12   13:43
52
«Handänderungssteuern» im Generationenübergang sind nicht 
Instrumente des föderalistischen Steuerwettbewerbs, sondern 
beeinflussen die vom Privatrecht eingeräumte schenkungs- und 
erbrechtliche Dispositionsfreiheit. Dieser individuelle Gestal-
tungsfreiraum ist nötig, um dem weiteren generationalen Netz-
werk und seinen Bedürfnissen Rechnung tragen zu können und 
seine Leistungen (siehe 5) angemessen zu honorieren (Bezie-
hungen haben stets nicht nur eine emotionale, sondern auch 
eine wirtschaftliche Komponente). Diese Belohnung darf nicht 
einfach disziplinierend wegbesteuert werden, sobald Nicht-
Status-Angehörige begünstigt werden.
Familienrecht regelt in einer zunehmend individualisierte-
ren, aber dennoch auf Beziehungen gründenden Gesellschaft 
(als Gemeinschaft aller Rechtssubjekte) diese zwischen-
menschlichen Beziehungen. Man mag je nach persönlichem 
Standpunkt die Ehe als überholt betrachten – Tatsache ist, dass 
die Ehe nicht anders als ein (möglicherweise nur konkludent 
geschlossener) Konkubinatsvertrag Pflichten regelt, die nur 
schwer rechtlich, generell-abstrakt, zu formulieren sind: Es 
geht letztlich um die Regelung freundschaftlich-emotional 
übernommener partnerschaftlicher Verantwortung, wechselsei-
tig untereinander und für gemeinsame oder im gemeinsamen 
Haushalt lebende Kinder oder sonstwie betreuungsbedürftige 
Angehörige. Aus Verträgen entstehen Rechtsfolgen. Zwar 
kann Freundschaft nicht für alle Zeit vertraglich bindend ver-
sprochen oder gar erzwungen werden, und doch werden gerade 
im Rahmen von persönlichen Nahverhältnissen Leistungen 
erbracht und erwartet, die eine Absicherung der Mitbetroffenen 
erfordert, etwa im Bereich der Unterhalts(minderungs)kosten 
oder des fairen Entgelts für erbrachte Betreuungsleistungen 
(z.B. auch «Konkubinats-Schwiegereltern» oder Stiefkindern 
gegenüber).
6.6.2 | «Krise» der Familie oder «Mannigfaltigkeit»
 familiärer Beziehungen?
Das bisherige Familien- und Erbrecht steht der Anerkennung 
einer Mannigfaltigkeit biographisch relevanter Beziehungen 
distanziert gegenüber. Beziehungsauflösung (im Konflikt, ein-
vernehmlich, unter Lebenden oder bei Tod) ist indes mit (Trans-
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aktions-)Kosten verbunden. Oft wird ein Synergiegewinn aus 
gemeinsamer Haushaltsführung hinfällig. Zu den unmittelba-
ren Kosten der Beziehungsauflösung kommen höhere Auf-
wendungen für den laufenden Unterhalt, und das Versprechen 
zu Unterstützung in der Finanzierung des Alltags fällt dahin, 
wobei (Beziehungs-Alt-)Lasten und (Freiheits-)Gewinn unter-
schiedlich verteilt sein können (was Art. 125 ZGB für den 
nachehelichen Unterhalt nach wie vor fallgruppenweise fest-
hält). Es ist Wesen des einigermassen unemotionalen Rechts, 
einerseits nicht auf «bloss» emotionale Beziehungen einzu-
gehen, anderseits aber auch an Beziehungen, deren (positive) 
Emotionalität versiegt ist, dennoch noch rechtliche Wirkungen 
zu knüpfen – gescheiterte Verträge ziehen Vertragsliquidati-
onsaufwendungen nach sich, im Familienrecht als Scheidungs-
unterhalt bekannt. Wo das Recht Solidaritätspflichten statuiert, 
sind diese nach einigermassen einheitlichen Kriterien selbst 
dann geschuldet, wenn die emotionale Komponente entfallen 
ist, was gesetzliche Erb- und sogar Pflichtteilsansprüche selbst 
bei suboptimalem Beziehungsklima rechtfertigt: Gerade enge 
persönliche Verbundenheit (wie etwa bei der Pflege dementer 
Eltern durch die Generation der Nachkommen) kann beträcht-
liches Konfliktpotenzial bergen, das nicht in ein Testament 
münden darf, welches die Engagierten ausschliesst.
Ob Scheidung wegen Konflikten unter Lebenden oder 
Beziehungsauflösung durch den Tod: «Technisch» ist die 
Situation nicht unähnlich, da zwar die (gelebte) Beziehung 
entfallen ist; das Erbrecht sichert aber nächsten Angehöri-
gen posthum noch Unterhalt, allerdings in der Regel nicht als 
Rente, sondern als Kapital. Zugleich hat das Erbrecht aber auch 
Liquidationsfunktion: Die Erben treten qua Universalsukzes-
sion in das gesamte Beziehungsnetz ihres Erblassers ein; sie 
erben dessen Bankkonti, damit aber auch den Negativsaldo – 
Erbrecht dient auch der vermögensrechtlichen Liquidation des 
erblasserischen Beziehungsgeflechts, und ob der Saldo für die 
Erben positiv oder negativ ist, wird sich in jedem Einzelfall 
weisen. Momentan tragen die Verwandten das Risiko, dass sie 
den Überblick über die finanziellen Verhältnisse ihrer Erblas-
ser haben, obwohl man sich fragen kann, ob es nicht an den 
Gläubigern läge, ihre Schuldner bzw. deren Erben im Auge zu 
behalten und zu kontaktieren.
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6.6.3 | Insbesondere zur Entwicklung des Erbrechts
Im Zuge der von Parlament und Bundesrat unterstützten Revi-
sion des Erbrechts (die den flexibilisierteren Lebensformen 
mit einem flexibilisierteren Erbrecht entsprechen möchte, ohne 
die Familie aus dem gesetzlichen Erbrecht zu streichen) muss 
Aspekten dieser Generativität erhöhte Bedeutung zukommen 
– technische Aspekte und emotionale Nähe müssen sich dabei 
überlagern, da selbst manchmal konfliktuelle Generationenbe-
ziehungen als solche schützenswert bleiben und wirtschaftli-
che Abhängigkeiten bestehen: 
– Dass Erspartes nicht nur egoistisch konsumiert, son-
dern auch für andere (charity oder Angehörige) zur 
Verfügung steht, ist ein Aspekt der Mitmenschlich-
keit; 
– dass Geschenktes (durch Erbschaft Empfangenes) 
gepflegt, erhalten, entwickelt und weitergegeben 
wird, ist ein Aspekt der Nachhaltigkeit; 
– dass im Verlauf einer lebenslangen Generationen-
beziehung Liebe, Streit, Frustration und Versöhnung 
sich ablösen, die Generationen sich zu Lebzeiten 
durch Erziehung, Handreichungen und auch «nur» 
in der Beziehung – mal lockerer, mal wieder enger – 
verbunden sind, ist Grundlage, um dieses persönliche 
Netzwerk mit dem unvermeidlichen «Aufräumen» 
nach einem Todesfall zu betrauen; daraus kann dann 
ein positiver oder negativer «Saldo» resultieren;
– vermehrt wird aber auch zu berücksichtigen sein, 
dass die unter den Generationen erbrachten (Dienst-)
Leistungen geldwert sind: Betreuung der Enkel durch 
Grosseltern oder der Grosseltern durch Enkel oder 
Schwiegerkinder (siehe 6.1) ist zwar ein Aspekt der 
generativen Solidarität, aber doch auch eine Leistung, 
die am «Markt» nur teuer einzukaufen wäre und unter 
Umständen qualitativ bloss stereotyp-unemotional 
erbracht würde: Enkelbetreuung ist also in erbrecht-
licher Terminologie ein «Vorbezug» beider nach-
kommenden Generationen (durch Entlastung der 
Kinder- und Förderung der Enkelgeneration), und 
innerfamiliäre Betreuung Betagter entlastet die öffent-
Umsetzung der Generationenpolitik
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lichen Strukturen und führt in den meisten Fällen 
dazu, dass der Vermögensverzehr zur Finanzierung 
von Heimpflege zumindest aufgeschoben oder gar 
verhindert werden kann, weshalb sich aufdrängt, über 
eine Abgeltung von Betreuungsleistungen (und zwar 
nicht nur unter gesetzlichen Erben, sondern unter 
jenen, die sie erbracht haben: Schwiegerkinder oder 
KonkubinatspartnerIn) nachzudenken. Die Quantifi-
zierung einer Abgeltung für familiäre Aufgaben, die 
nicht primär mit Erwerbsabsicht, sondern durchaus 
um der Emotionalität willen erbracht werden, bildet 
allerdings ein (durch gewisse Pauschalierungen lös-
bares) Problem.
Umsetzung der Generationenpolitik
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Ausblick
Auf den vorausgehenden Seiten wird dargelegt, wie das Postu-
lat einer Generationenpolitik und ihre Leitmaximen auf ausge-
wählte politische Felder angewendet werden können. Damit ist 
das Potenzial dieser Perspektive indessen keineswegs ausge-
schöpft, weder hinsichtlich ihres Gehalts noch ihrer Reichweite 
und ihrer Tiefe. Ihr Bezugspunkt, nämlich die Dynamik der 
Generationenbeziehungen angesichts des demographischen, 
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Wandels, beinhaltet, 
dass es sich um eine offene Orientierung handelt, die weiter-
zuentwickeln und zu entfalten ist. Das soll abschliessend mit 
einigen Themen veranschaulicht werden.
– Generationenbeziehungen sind generell in allen 
gesellschaftlichen Gruppen und in allen Lebensaltern 
von Belang. Das heisst indessen auch, dass spezifi-
schen Ausprägungen Aufmerksamkeit zu schenken 
ist. Konkret bedeutet dies zum Beispiel, dass die 
Generationenperspektive insbesondere in die vielen 
Aspekte von Migration einzubringen ist. Ein offen-
sichtliches Beispiel, wo bereits viele Anstrengungen 
unternommen werden, sind die Initiativen zur aktiven 
Beteiligung der Eltern ethnischer und nationaler Min-
derheiten in den Institutionen der Tagespflege und der 
Schule. Ebenfalls von grosser Tragweite und dement-
sprechend seitens freier Träger ebenso wie staatlicher 
Einrichtungen förderungswürdig sind Mentoren- 
Programme bei der Integration einzelner Gruppen 
ausländischer Jugendlicher in die Berufswelt. Unter 
Bezugnahme auf das allgemein gültige Recht auf 
Bildung und Persönlichkeitsförderung gebietet diese 
Orientierung beispielsweise,  Kindern aus marginalen 
Gruppen, etwa den sogenannten «sans-papiers», den 
Besuch von Vorschule und Schule zu ermöglichen. 
Gewissermassen am anderen Ende des Lebenslaufs 
verdient – um ein weiteres Beispiel zu nennen – die 
Gestaltung des Alterns von Frauen und Männern eth-
nischer und nationaler Minderheiten Aufmerksamkeit. 
Es ist erstrebenswert, hier Initiativen zu entwickeln, die 
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denjenigen sinngemäss entsprechen, die das neue Altern 
der Angehörigen breiter Mittelschichten fördern.
– Besondere Aufmerksamkeit verdienen neue Initiati-
ven im zivilgesellschaftlichen Bereich, also die Pro-
jekte unter dem Dach «Dialog der Generationen». 
Es handelt sich um praktische Aktivitäten, in denen 
ältere Menschen in die Schulen gehen, jüngere beim 
Übergang in den Beruf begleiten, Alt und Jung in 
einer Gemeinde gemeinsam ein Begegnungszentrum 
einrichten und betreiben, gemeinsame Feste feiern. In 
den «Generationendialogen» zeichnet sich eine ernst-
zunehmende soziale Bewegung ab. Sie kann durchaus 
politische Wirkungen entfalten. Das grosse Interesse 
in Städten und Gemeinden, notabene auch in Kirch-
gemeinden, der Einsatz von freien Trägern wie die 
Schweizerische Gemeinnützige Gesellschaft oder das 
Migros-Kulturprozent bekräftigen diese Einschät-
zung. Teils vermitteln diese Ideen den etablierten Ver-
einen und Sozialwerken wie Pro Senectute und Pro 
Infirmis neuen Auftrieb, teils handelt es sich wirklich 
um eine Initiative. Man könnte auch von einer neuen 
Facette der alten Idee der Subsidiarität sprechen. In 
vielen dieser Projekte durchdringen sich Sozial-, Bil-
dungs- und Kulturpolitik. Im Horizont dieser inte-
grativen Kraft sind sie besonders anerkennungs- und 
förderungswürdig. 
– Menschen sind während des ganzen Lebens auf 
ältere oder jüngere Mitmenschen angewiesen. Darum 
braucht es günstige Rahmenbedingungen für die Ent-
faltung der persönlichen Generationenbeziehungen. 
Das Postulat der Generationenpolitik bekräftigt nicht 
nur mit gewichtigen Argumenten die Forderung nach 
Vereinbarkeit von Familientätigkeit und Erwerbs-
tätigkeit für Frauen und Männer. Es regt konkret 
dazu an, diese Forderung in allen Lebensphasen und 
gesellschaftlichen Rollen zu bedenken. Wichtig sind 
in diesem Zusammenhang Initiativen zur Förderung 
des Mentoring von Jung und Alt inner- und ausser-
halb der Betriebe sowie der Einbezug von Menschen 
aller Altersgruppen in die Arbeit der Sozialwerke. 
Aus einer solchen Sichtweise folgt, um ein konkretes 
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Beispiel zu nennen, dass der Zugang zum Zivildienst 
angesichts seiner Relevanz für zivilgesellschaftliche 
Tätigkeiten nicht erschwert werden soll. Oder als 
weiteres Beispiel: Vereinbarkeit ist auch zwischen 
Familientätigkeit und Ausbildung anzustreben, auch 
und gerade an den Hochschulen und den höheren 
beruflichen Fachschulen. Das erfordert Flexibilität 
hinsichtlich der Organisation von Studiengängen, wie 
sie im Gefolge der Bologna-Reform entstanden sind, 
also zum Beispiel den Verzicht auf starre Studien-
zeiten sowie auf Altersbegrenzungen bei Stipendien, 
namentlich für Mütter und Väter.
– Generationenbeziehungen sind allgegenwärtig im 
Gesundheitswesen, namentlich im sogenannten 
«Caring». Dieses findet darum zu Recht vermehrte 
Aufmerksamkeit. Gleichzeitig zeigt sich hier die enge 
Verflechtung von Generationen- und Geschlechterbe-
ziehungen sowie die Komplementarität von familia-
len und ausserfamilialen Generationenbeziehungen, 
von privater, wirtschaftlicher, freiwilliger und staat-
licher Trägerschaft. Darüber hinaus ist indessen zu 
bedenken, dass viele Dienstleistungen im Bereich 
des Gesundheitswesens im weiten Spektrum von der 
Arztpraxis bis zu den Angeboten körperlicher Reha-
bilitation das gemeinsame Handeln von Personen 
unterschiedlicher Generationen oft mit verschiede-
ner soziokultureller Herkunft beinhalten. Strukturell 
gesehen sind Generationenverhältnisse in der Kran-
kenversicherung ein Politikum. Die umfassende, 
offene und verdeckte Bedeutung von Generationen-
beziehungen im Gesundheitswesen rechtfertigen es, 
diese Thematik in hervorgehobener Weise zu bearbei-
ten, beispielsweise in einem Nationalen Forschungs-
programm. Davon kann man sich wichtige, auch 
unkonventionelle Anstösse für eine zukunftsgerich-
tete Ausgestaltung des Gesundheitswesens unter öko-
nomischen, sozialen und kulturellen Gesichtspunkten 
versprechen – eingeschlossen eine Relativierung von 
Partikularinteressen, weil das gegenseitige Angewie-
sensein der Generationen die integrativen Potenziale 
der Aufgaben konkret erfahrbar macht.
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– Wichtige Rahmenbedingungen für das Zusammen-
leben der Generationen werden durch das Recht, die 
Rechtsprechung und folglich im Feld der Rechts-
politik geschaffen. Das ist im Familien- und Erbrecht 
besonders offensichtlich. Traditionellerweise steht 
dabei der Status des Einzelnen vor der Beziehungs-
gestaltung. Doch diese drängt sich unter den heutigen 
gesellschaftlichen Bedingungen in den Vordergrund. 
Beispiele sind das Sorgerecht, die Unterhaltspflicht 
und die Regeln des Erbens und Vererbens. Eine Sicht-
weise, welche die Beziehungen zwischen zwei, drei 
und vier Generationen in den Blick nimmt, kann die 
anstehenden Reformen befruchten. Analoges gilt für 
die Abschätzung von Folgen im Sozialrecht, so – um 
ein Detail zu nennen – die unerwünschte frühe Aus-
steuerung junger Arbeitsloser, die deren Chancen auf 
Rückkehr ins Arbeitsleben offensichtlich mindert. 
Die Generationenperspektive ist indessen auch für die 
Akzeptanz internationaler Konventionen bedeutsam. 
So betont beispielsweise die UN-Kinderrechtskon-
vention nachdrücklich das Eingebundensein von Kin-
dern und Jugendlichen in den Generationenverbund 
von Familie und Verwandtschaft. 
– Sofern es darum geht, mit dem Postulat der Generatio-
nenpolitik die angesichts ihrer Selbstverständlichkeit 
oft übersehene Tragweite der Generationenbeziehun-
gen ins öffentliche Bewusstsein zu heben, bietet es 
sich an, Formen und Institutionen des Monitoring zu 
entwickeln. Konkret heisst dies: Wo in den Unter-
nehmen, den Organisationen, in den Parteien und in 
der Verwaltung strategische politische Überlegungen 
angestellt werden, sind Personen oder Gruppen zu 
beauftragen, den Generationenbelangen dauernd und 
in spezifischen Reflexionseinheiten besondere Auf-
merksamkeit zu schenken. 
– Im Horizont der Generationenpolitik sind auch die 
Lebensbedingungen zukünftiger Generationen. Sie 
werden häufig unter dem Stichwort der Nachhaltigkeit 
abgehandelt. Erstaunlicherweise gibt es bis dato kaum 
Formen der konzeptuellen sowie praktischen Koope-
ration zwischen denjenigen Bereichen, in denen die 
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Belange zukünftig lebender Generationen unter dem 
Stichwort der – ökologischen – Nachhaltigkeit, und 
denjenigen, in denen diese unter der hier präsentierten 
primär sozial- und kulturwissenschaftlichen Perspek-
tive politisch betrachtet werden. Ein Beispiel ist die 
Raum- und Städteplanung. Initiativen zur Koopera-
tion unter den Berufsverbänden, wissenschaftlichen 
Organisationen und Verwaltungsabteilungen sind 
wünschenswert, können Synergien bewirken und 
insgesamt dazu beitragen, die Tragweite der Idee der 
Generationenpolitik praktisch und konzeptuell weiter 
zu erkunden. 
Politik ist in der Demokratie – vor dem Hintergrund des 
Kampfes der Interessen – immer auch eine Auseinanderset-
zung mit Argumenten. Die Idee der Generationenpolitik bringt 
hier eine wichtige Position ein: Sie mahnt die Interessen künf-
tiger Generationen an. Das lässt sich im Blick auf die Praxis 
in folgender Maxime ausdrücken: Die Interessen künftiger 
Generationen werden dann am besten gewährleistet, wenn die 
Beziehungen unter den heutigen Generationen gerecht orga-
nisiert sind, also von allen Menschen in allen Lebensphasen 
persönlichkeitsfördernd und verantwortungsvoll gelebt werden 
können. 
Dies weitet den Blick in die Zukunft. Doch die Maxime 
lässt sich auch rückbezüglich lesen: Werden die Interessen 
künftiger Generationen bedacht, stiftet dies Lebenssinn und 
hat dementsprechend Konsequenzen für das Zusammenleben 
unter heute lebenden Generationen.
Generationenpolitik postuliert somit kein neues Politikfeld 
und verlangt kein neues Ressort. Sie vermittelt dem politischen 
Handeln vitale Impulse. Denn: Sie verweist auf den nachhal-
tigen Gewinn für das Humanvermögen des Einzelnen und der 
Gesellschaft, wenn die praktische Tragweite der privaten und 
öffentlichen Generationenbeziehungen umsichtig, sachkundig 
und engagiert bedacht wird. 
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Anhänge
Netzwerk Generationenbeziehungen:
Verzeichnis der bisherigen Arbeiten
Um frühzeitig die Relevanz der Beziehungen zwischen den 
Generationen in grösseren Zusammenhängen anzusprechen 
und den Diskurs zwischen Politik, Verwaltung und Wissen-
schaft in Gang zu bringen, haben die Schweizerische Akade-
mie der Geistes- und Sozialwissenschaften (SAGW) und das 
ehemalige Nationale Forschungsprogramm «Kindheit, Jugend 
und Generationenbeziehungen im gesellschaftlichen Wandel» 
NFP 52 die Initiative zur Bildung eines «Schweizerischen 
Netzwerks Generationenbeziehungen» ergriffen. Zweck des 
Netzwerks ist es, Werkstattgespräche, Tagungen, Ausstellun-
gen und weitere Veranstaltungen zu diesem Themenbereich 
anzuregen und solche selbst durchzuführen. Auf diese Weise 
sollen sowohl die Grundlagen der Generationenpolitik als auch 
der gesellschaftliche Dialog darüber in nachhaltiger und diffe-
renzierter Weise erarbeitet werden.
www.sagw.ch/generationen
Publikationen
«Generationenpolitik – Einschätzungen und Stellungnah-
men», Akten der Herbsttagung 2010, August 2011.
«Generationen», SAGW-Bulletin 4/2010, Dezember 2010.
«Generationen – Generationenbeziehungen – Generatio-
nenpolitik. Ein dreisprachiges Kompendium», Novem-
ber 2010.
«Auf dem Weg zu einer Generationenpolitik», August 
2010.
«Generationenbeziehungen – Relations entre générations», 
SAGW-Bulletin 4/2009, Dezember 2009.
«Familienergänzende Betreuung, Erziehung und Bildung 
von Kindern – ein Generationenprojekt in privater 
und staatlicher Verantwortung», Juni 2009.
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Veranstaltungen
1. September 2011, Tagung «Bilder des Alters – Altersrol-
len», gemeinsam mit dem Zentrum für Gerontologie und 
dem Migros Kulturprozent
18. November 2010, Tagung «Auf dem Weg zu einer Gene-
rationenpolitik»
19. August 2010, Pressekonferenz zur Lancierung der 
Debatte zur Generationenpolitik und zur Vorstellung 
der Publikation «Auf dem Weg zu einer Generationen-
politik»
6. Mai 2010, Tagung «Generationenfreundliche Gemein-
den»
24. September 2009, Werkstattgespräch «Generationenbezie-
hungen als gesellschaftliche Ressource – Konzepte und 
Messversuche», Hauptreferenten Anne Kersten und Prof. 
Dr. Christian Suter
26. Mai 2009, Werkstattgespräch «Neue soziale Risiken – 
Herausforderungen für eine Generationenpolitik», 
Hauptreferenten Prof. Dr. Giuliano Bonoli und Dr. Katja 
Gentinetta
14. Januar 2009, Werkstattgespräch «Armutsrisiken und 
Altersvorsorge in der Generationenperspektive», 
Hauptreferenten Prof. Dr. Philippe Wanner, Simon Gem-
perli und Yves Rossier
20. und 21. November 2008, Tagung «Familienergänzende 
Betreuung, Erziehung und Bildung von Kindern – ein 
Generationenprojekt in privater und staatlicher Ver-
antwortung»
8. Mai 2008, Werkstattgespräch «Erben im Spannungsfeld 
aktueller Lebensformen», Hauptreferenten Heidi Stutz, 
Prof. Dr. Peter Breitschmid und Dr. Benno Studer
15. November 2007, Werkstattgespräch «Generationenpo-
litik: Schlagwort oder Leitidee?», Hauptreferenten 
Ludwig Gärtner und Prof. Dr. Kurt Lüscher
26. April 2006, Werkstattgespräch «Medien und Generatio-
nen – Inwiefern beeinflussen die Medien die Gestal-
tung der Generationenbeziehungen?», Hauptreferenten 
Prof. Dr. Heinz Bonfadelli, Dr. Mirko Marr, Dr. Stephanie 
Weiss und Lisa Berrisch
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Mitglieder des Netzwerks Generationenbeziehungen
Heinz Altorfer
Dr. Erwin Koller
Prof. Dr. Kurt Lüscher
Prof. Dr. Pasqualina Perrig-Chiello
Dr. Heidi Simoni
Heidi Stutz
Prof. Dr. Eric Widmer
Dr. Markus Zürcher
Mitglieder des Netzwerks Generationenbeziehungen
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